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(Beginn um 10.00 Uhr) 

Vorsitzender Dr. Körber: Ich eröffne die 15. Sitzung der Untersuchungskommission des Wiener Gemeinderates.

Ich begrüße den Herrn Bürgermeister, der heute als Zeuge geladen ist. Ich begrüße weiters alle Anwesenden und ersuche die Damen und Herren Kommissionsmitglieder, sich nach Aufruf zu melden, damit ich die Beschlussfähigkeit der Kommission feststellen kann.

GR Christian Deutsch.

GR Christian Deutsch: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Rudolf Hundstorfer.

GR Rudolf Hundstorfer: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Marianne Klicka.

GRin Marianne Klicka: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Ingrid Korosec.

GRin Ingrid Korosec: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Mag. Helmut Kowarik. 

GR Mag. Helmut Kowarik: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Gerhard Pfeiffer.

GR Gerhard Pfeiffer: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Dr. Claudia Laschan.

GRin Dr. Claudia Laschan: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Siegi Lindenmayr.

GR Siegi Lindenmayr: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Anica Matzka-Dojder.
GRin Anica Matzka-Dojder: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Barbara Novak.

GRin Barbara Novak: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Dr. Sigrid Pilz. 

GRin Dr. Sigrid Pilz: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber:
GRin Sonja Kato.

GRin Sonja Kato: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber:
GR Günther Barnet.

GR Günther Barnet: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber:
GR Dr. Wilfried Serles.

GR Dr. Wilfried Serles: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Kurt Wagner.

GR Kurt Wagner: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich stelle damit die Beschlussfähigkeit der Kommission fest.

Ich gebe Ihnen einen kurzen Überblick über das, was in der letzten Sitzung am 29. April 2004 vorgekommen ist. 

Es wurde vernommen zeugenschaftlich der Herr VBgm Dr. Sepp Rieder. Er gab an, vom 15.12.1989 bis 14.12.2000 Stadtrat für das Gesundheits- und Spitalswesen gewesen zu sein.  Nach den Vorfällen in Lainz Ende der 80er‑Jahre habe man sehr hart arbeiten müssen, um durch eine Aufbruchsstimmung die MitarbeiterInnen wieder zu motivieren. Er habe 1992 dem Gemeinderat ein erstes Konzept für eine grundlegende und weit reichende Reform vorgelegt. Auf seinen Vorschlag hin sei eine gemeinderätliche Kommission gebildet worden, an der alle Fraktionen mitgewirkt haben. Vorschläge und Initiativen der Kommission seien auf Basis entsprechender Beschlussfassungen zu ca. 80 % umgesetzt worden. Der Herr Bürgermeister habe in diesem Zusammenhang gemeint, wenn nur 20 % umgesetzt worden wären, wäre es ein Anlass zur Kritik gewesen.

In seiner Amtszeit seien auch 8 500 neue Dienstposten geschaffen worden, eine Steigerung um 36 %, davon 3 900 für Pflegepersonen, davon wieder 1 100 in den Geriatriezentren und im Speziellen im Geriatriezentrum Am Wienerwald.

1 000 Betten seien in den Geriatriezentren abgebaut worden, ein Minus von 15 %. Investitionen für das GZW hätten 101 Millionen EUR betragen. Weiters habe es einen erheblichen Ausbau durch maßgebliche finanzielle Förderungen der privaten Pflegeheime seitens der Stadt Wien gegeben. Dieser Weg werde weiter fortgesetzt, er hoffe, dass sich genügend private Betriebe finden, die bereit seien, einen gewissen Standard und Gemeinnützigkeit anzubieten.

Prüfungen des Kontrollamtes habe es sehr wohl gegeben. Für den Bereich der Pflegesituation habe er andere Kontrollmaßnahmen gesetzt.

Wie der Kontrollamtsbericht zeige, sei die Personalsituation in seiner Amtszeit eine deutlich bessere gewesen, weil offenbar die Probleme, wie z.B. Abwanderung, erst später aufgetreten seien. Es habe 1999 sogar Äußerungen seitens der Opposition gegeben, wonach in den Krankenpflegeschulen weniger Schüler aufgenommen werden sollten, da man sie in der Stadt Wien nicht unterbringen würde. 

Hinsichtlich Prüfungstätigkeit der MA 47 gab der Zeuge an, dass er nie eine Weisung erteilt habe, dass eine Prüfung durch die MA 47 eingestellt werde, oder entschieden habe, dass eine solche Prüfung nicht stattfinden solle. 

Der Präsident des Rechnungshofes, Dr. Fiedler, habe ihm bestätigt, dass der diesbezügliche Hinweis im Rechnungshofbericht sich nicht auf seine Amtstätigkeit beziehe. Es sei durchaus interpretierbar gewesen, dass man die behördliche Aufsicht selbst wahrnehme. Dies sei erst ab Unternehmenswerdung des KAV im Jahr 2002 nicht mehr möglich gewesen.

Punkto Umgang mit Beschwerden gab der Zeuge an, bereits im Jahr 1992 auf gesetzlicher Basis die Einsetzung eines Pflege- und Patientenanwaltes initiiert zu haben. Er habe stets darauf geachtet, die Öffentlichkeit ausreichend zu informieren. Wenn es zu Vorfällen gekommen sei, wie in St. Andrä und Liesing, habe er rasch und konsequent reagiert.

Wien sei das erste Bundesland gewesen, das im Krankenanstaltengesetz einen Katalog an Patientenrechte verankerte. Ein Entwurf für ein Heimgesetz sei erarbeitet worden, wegen Kompetenzunklarheiten sei es dann zu einer Unterbrechung gekommen. Die Heimordnung habe er nur als Provisorium in Erwartung des Heimgesetzes akzeptiert. Er bedaure, dass sie jetzt noch gelte.

Bei der Amtsübergabe hätte er auf Grund der gleichzeitigen Übernahme des Finanz- und Wirtschaftsressorts seiner Nachfolgerin Dr. Pittermann nicht in dem Maß zur Seite stehen können, wie er es sonst getan hätte. 

Die seit den 70er‑Jahren bestehende Gemeinderätliche Pflegeheimkommission habe er als Einrichtung der politischen Kontrolle gesehen. Die wegen der Vorfälle in Liesing und St. Andrä eingesetzte Expertenpflegeheimkommission habe jedenfalls bis zum Ableben des Vorsitzenden, des Patientenanwaltes, gearbeitet und Berichte erstellt. Sie könne vom Patientenanwalt und der Generaldirektion des KAV einberufen werden. Die gesundheitspolitische Kommission sei punkto Endbericht ein „Opfer“ des Wahltermins geworden.

Für das Geriatriezentrum Am Wienerwald war schon lange geplant, dessen Struktur zu differenzieren und zu klaren Regelungen zu kommen. Man habe zwar wesentliche Investitionen getätigt, aber leider nicht alles umsetzen können. Problematisch sei auch stets der durch Sanierungen entstehende Stau bei Aufnahmemöglichkeiten. Daher seien auch Einrichtungen im privaten Sektor gefördert worden. Schwierig sei aber auch die Beurteilung des Ärztebedarfs in Pflegeheimen und die Transportproblematik, wenn der medizinische Bedarf ein größerer sei.

In seiner Amtszeit sei das geriatrische Assessment eingeführt worden. Ab diesem Zeitpunkt habe man sich bereits beim ersten Kontakt mit der Frage der Notwendigkeit der Aufnahme in ein Pflegeheim beschäftigt. Es wurde auch von einer rationalisierten Pflege hin zu einer ganzheitlichen Betreuung mit therapeutischen MitarbeiterInnen umgestellt. Die Betreuung zu Hause sei ausgeweitet und Tageszentren geschaffen worden. Die Betreuung zu Hause und die Pflegeeinrichtungen waren früher in verschiedenen Ressorts situiert. Die entsprechende Kooperation, auch über Sozialarbeiter‑Einrichtungen, habe hier Verbesserungen gebracht. 

Der Pflegeheimplan sei in Rücksprache mit ihm beauftragt worden, er sei aber kurz darauf nicht mehr Ressortchef gewesen.

Weitere Grundlagen für die Planungen: Das Wiener Modell der Orientierung, das sich mit der Zurechnung von Leistungen zu einer Pflegeperson beschäftigte, und ein weiteres Personalbedarfs‑Modell im Jahr 2000.

Zu Beginn der 90er‑Jahre habe es im Bereich der Geriatrie noch kaum eine wissenschaftliche Basis gegeben, diese musste erst geschaffen werden.

Zu den im Jahre 1990 angekündigten Ergebnissen der Spitalreformkommission gab der Zeuge an, dass er diese zwar präsentiert habe, diese aber nicht seine eigenen Vorstellungen widerspiegelten. Einiges sei umgesetzt worden, anderes habe sich anders entwickelt. Betreffend Bezirksheimpflege sei durch die Entwicklung der Pensionistenwohnhäuser ohnedies Ähnliches geschaffen worden.

Er nehme an, dass in den Pensionistenwohnhäusern zunehmend größere Pflegeeinheiten entstehen würden. Dies sei auch eine Möglichkeit, in einem lokalen Nahebezug betreute Wohneinheiten zur Verfügung zu stellen.

Punkto MitarbeiterInnen‑Befragung meinte der Zeuge, wenn MitarbeiterInnen ihre Situation beurteilen, so werde das geprägt durch die Personalausstattung und Führungsschwächen. Er habe z.B. Superversion und qualifizierte MitarbeiterInnen‑Gespräche eingeführt und die Diensteinteilungen flexibler gestaltet. Weiters habe es eine Reihe von Ausbildungsprogrammen gegeben. Bei der Ausbildung arbeite man auch mit dem AMS zusammen.

Zur so genannten „Pflegemilliarde“ gab der Zeuge an, selbst 1997 einen Finanzbedarf von 500 Millionen EUR geschätzt zu haben. Das ÖBIG sei dann auf 336 Millionen EUR gekommen. Er glaube, dass man auch mit einem geringeren Betrag als einer Milliarde EUR auskommen werde. Es werde allerdings nötig sein, Mitteln vom KAV zum Fonds Soziales Wien zu verschieben. Ziel sei, Neubauten zu errichten und die alten Einrichtungen zu reduzieren. Man brauche einen quantitativ und qualitativ bewerteten Bettenplan. Dieser werde die Basis für die Tätigkeit des Fonds Soziales Wien sein.

Soweit die Aussage des Herrn VBgm Dr. Sepp Rieder. Ich habe zunächst an die Damen und Herren Kommissionsmitglieder die Frage, ob noch irgendwelche Anträge gestellt werden oder Wortmeldungen außerhalb der Zeugenvernehmung gewünscht werden? 
(Zwischenruf GR Barnet: Am Schluss der Sitzung habe ich noch eine Frage.) Ja, das nehme ich gerne zur Kenntnis. Dann komme ich zur Vernehmung des Herrn Bürgermeister als Zeugen.

Herr Bürgermeister, ich darf Ihnen zunächst einmal den gesetzlich vorgesehenen Vorhalt zur Wahrheitspflicht machen und darf erwähnen, dass Sie auf einzelne Fragen, die Ihnen persönlich nachteilig wären, nicht antworten brauchen.

Sie wurden von der Amtsverschwiegenheit, wie wir festgestellt haben, entbunden.

Ich bitte daher zunächst einmal um Ihre Personalien: Name, Geburtsdatum, Wohnort.

Bgm Dr. Häupl: Dr. Michael Häupl.

(Personalien wurden bekannt gegeben.)
Vorsitzender Dr. Körber: Herr Bürgermeister! Das Thema Ihrer Vernehmung ist heute an sich laut dem Antrag: „Institutionelle Mängel in Wiener Pflegeheimen“. Inwieweit haben Sie in Fragen des Gesundheitswesens, insbesondere die Geriatrie betreffend, sich für die jeweilige Geschäftsführung des amtsführenden Stadtrates interessiert? Haben Sie sich berichten lassen oder haben Sie an der Tätigkeit des Stadtrates irgendwie einen persönlichen Anteil genommen? 

Zunächst einmal diese allgemeine Frage, bitte.

Bgm Dr. Häupl: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Ich nehme selbstverständlich Anteil an der Arbeit aller Stadträte und aller Geschäftsgruppen, daher selbstverständlich auch dieser Geschäftsgruppe. Ich habe mit den amtsführenden Stadträten regelmäßige Treffen, auch Jour fixe. So gesehen habe ich natürlich auch an der Arbeit des amtsführenden Stadtrates für Gesundheit entsprechenden Anteil genommen, wie an allen anderen auch.

Vorsitzender Dr. Körber: Haben Sie sich von den Zuständen in den Geriatriezentren persönlich überzeugt oder haben Sie sonst Kenntnis in den letzten 10 Jahren erworben, wie die Arbeit in Geriatriezentren vor sich geht?

Bgm Dr. Häupl: Ich habe Kenntnis erhalten natürlich davon, was die allgemeinen Berichte betrifft. Ich habe selbstverständlich zur Kenntnis genommen Berichte des Patientenanwaltes. Ich habe selbstverständlich die Gemeinderatsbeschlüsse zur Kenntnis genommen. Ich habe auch die Berichte zu Gemeinderatsbeschlüssen entsprechend zur Kenntnis genommen. Meine Anwesenheit in Geriatriezentren war im Laufe dieser Zeit auf wenige Male beschränkt. Also, aus eigener Wahrnehmung kann ich nicht sehr viel dazu sagen, füge aber da hinzu, so wie in der Physik die Unschärferelation gilt, gilt das auch in der Politik. Besuche von mir, insbesondere angekündigter Weise, und unangekündigte sind sehr schwer möglich, führen im Regelfall dann dazu, dass es zu nicht alltäglichen Situationen kommt. Das gilt nicht nur für Spitäler, das gilt auch für andere Einrichtungen der Stadt Wien, bedauerlicherweise. 

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Vbgm Dr. Rieder hat in der letzten Sitzung als Zeuge gesagt, es habe während seiner Amtszeit schon Missstände gegeben und er habe Ihnen davon berichtet. Ist dem so?

Bgm Dr. Häupl: Das ist richtig. Er hat mir auch berichtet, was er dagegen unternommen hat. Das war nicht wenig, wenn ich etwa denke an die auch zitierten Bereiche wie St. Andrä und andere, so dass ich selbstverständlich auch Anteil daran genommen habe, nicht nur die Berichte zu erhalten, sondern auch über die Erledigung Berichte zu erhalten. 

Vorsitzender Dr. Körber: Dann kurz noch einmal angeschnitten das Thema „Pflegemilliarde“. Sie sollen diesen globalen Ausdruck, sagen wir jetzt einmal, ins Gespräch gebracht haben. Der Herr VBgm Dr. Rieder hat gemeint, man käme ungefähr mit der Hälfte aus. Sind da verschiedene Ansichten über dieses Problem?

Bgm Dr. Häupl: Herr Vorsitzender! Erstens glaube ich nicht, dass verschiedene Ansichten da sind, sondern ich denke, dass wir von verschiedenen Ausgangspunkten ausgehen. Der Herr Vizebürgermeister hat in seiner Eigenschaft als Finanzstadtrat natürlich jene Beträge, die die Stadt Wien aufzubringen hat, gemeint. Während ich immer von der „Pflegemilliarde“ gesprochen habe und nicht von der Investitionsmilliarde im Pflegebereich.

Herr Vorsitzender! Ich fürchte, wenn man über diese Frage der Pflegemilliarde, das heißt Finanzierung des Altenpflegebereiches, spricht, wird man über Geld dann reden können, wenn man vorher darüber geredet hat, wie die Grundkonzeption dabei ausschaut. Denn eines ist ohne das andere nicht möglich, wenn Sie das erlauben, mache ich das herzlich gerne, eine kurze Strichskizze zu liefern, wofür das Geld aufgebracht werden soll und woher es letztendlich auch kommen soll. Ich will mich nicht dem Vorwurf aussetzen, der gegen den Herrn Vizebürgermeister erhoben wurde - gegen mich ohnehin nicht - allzu weitschweifig hier zu sein.

Vorsitzender Dr. Körber: Zum Verständnis für mich - „Pflegemilliarde“, auf welchen Zeitraum bezieht sich das?

Bgm Dr. Häupl: Die Pflegemilliarde habe ich sehr präzise auf den Zeitraum bis 2010 benannt und ich meine damit das gesamte System. Denn grundsätzlich möchte ich davon ausgehen, dass zu allererst nicht im Vordergrund steht die Spitalspflege oder die stationäre Pflege, sondern dass im Vordergrund steht die Pflege zu Hause. Ich gehe davon aus, dass Menschen, die pflegebedürftig sind, solange als möglich in ihrer vertrauten Umgebung sein können. Das zieht nach sich, als Schlussfolgerung, dass die Betreuung zu Hause wesentlich ausgebaut werden muss. Es ist in den letzten Jahren eine ganze Menge hier passiert. Man kann das erkennen ja auch schon an den Personalstandsentwicklungen der letzten Jahre. Aber zweifelsohne sind wir hier noch bei weitem nicht am Ende. Insbesondere dann nicht, wenn man sich die altersmäßige Zusammensetzung der Wiener Bevölkerung anschaut, die präsumtive Entwicklung, wir werden Gott sei Dank immer älter und daher wird natürlich die Nachfrage in diesem Bereich auch in besonderem Ausmaß steigen.

Im zweiten Bereich möchte ich benennen den der Wohnformen nicht alltäglicher Art, sagen wir so - obwohl mir das persönlich ein bisserl komisch vorkommt, aus meiner eigenen Biografie -, ich meine Wohngemeinschaften, ich meine damit das Zusammenleben älterer Menschen mit gemeinsamen Infrastrukturen und Ähnlichem. Das ist bei Jungen und selbst mir noch eine einigermaßen vertraute Wohnform - das war die Anspielung auf meine Biografie - das ist zweifelsohne für ältere Menschen eine, aus meiner Sicht heraus gesehene, sehr gute Sache. Ich meine damit auch intensiv betreuteres Wohnen und Ähnliches. Das ist, wenn man so will, eine Zwischenstufe von dem, dass jemand nicht mehr alleine zu Hause betreut werden kann oder auch nicht soll. Denn das Problem Einsamkeit in der Großstadt sei hier nur als Stichwort und am Rande erwähnt. Aber auch noch nicht die stationäre Pflege ist – denn bei der stationären Pflege denke ich, dass man zu wesentlich dezentraleren Einrichtungen kommen sollte, insbesondere bei den geringeren Pflegestufen, dezentrale Einrichtungen zu schaffen. Eine dieser dezentralen Einrichtungen haben wir bereits, das sind die Wiener Pensionistenwohnhäuser. Dass wir hier wesentlich die Kooperation mit so genannten Privaten forcieren sollten, auch das passiert in der Stadt. Wir haben hier vertraute Partner, wenn ich etwa denke an Kolping, wenn ich denke an Caritas, wenn ich denke an Volkshilfe, wenn ich an eine Reihe weiterer denke. Hier glaube ich, dass man als eine mittelfristige Zielsetzung anzugehen hat, dass man das derzeitige Verhältnis von Betten im städtischen Bereich zu Betten im so genannten privaten Bereich, was den stationären Bereich insgesamt betrifft, zu einem ausgeglichenen Verhältnis, in der Tendenz auch zu einem umgekehrten Verhältnis gemäß den heutigen Zahlen kommen sollte. So dass letztendlich dann auch jener Bereich, der, ich würde sagen, Schwerkranke betrifft, also der hohen Pflegestufen, hier, ich sage bewusst, spitalsähnliche Strukturen – ich verwende bewusst diesen Begriff, weil wenn ich den Begriff „Spitäler“ verwende, komme ich damit in ein Bundesgesetz hinein, das mich beispielsweise verpflichten würde, kollektive Führungen dort einzurichten, das ist etwas, von dem ich nicht extrem viel halte, ich sage das in aller Offenheit, daher verwende ich diesen Begriff „spitalsähnliche“ Strukturen – wo auch die entsprechenden Rahmenbedingungen seitens der medizinischen Betreuung zu setzen sind. Das ist, wenn man so will, das Grundprinzip. Da wird es Durchlöcherungen dieses Prinzips geben, das sage ich da auch gleich ganz offen, die begründet sind durch medizinische Indikationen. Man muss einfach auch sehen, dass sich der gesundheitliche Zustand von Patienten im Laufe des Älterwerdens auch verschlechtern kann. Ich halte persönlich nicht wahnsinnig viel davon, nicht zuletzt auch aus jüngerem, eigenem Erlebten, also aus Erleben in jüngerer Zeit, aus persönlichem Erleben in jüngerer Zeit, dass Patienten höherer Pflegestufen allzu viel transportiert werden. Da wird man Mischformen auch entsprechend finden müssen und man wird auch die Frage der sozialen Indikation, wenn man das einmal so sagen kann, natürlich auch entsprechend berücksichtigen müssen. Um gleich zwei Punkte anzugeben, wo heute absehbar ist, dass solche Prinzipien nicht so hundertprozentig durchgehalten werden können.

Daher meine ich, dass für dieses System natürlich auch höhere Finanzmittel erforderlich sein müssen, das ist überhaupt keine Frage. Da wird ein Teil aus der Stadt Wien kommen, insbesondere jener Bereich, der als Investitionsbereich zu sehen ist. Da wird aus dem Bereich der Stadt Wien selbstverständlich auch Geld kommen müssen und zwar aus einem anderem als dem KAV, nämlich aus dem Bereich Fonds Soziales Wien, was die sozialen Indikationen betrifft. Da werden durch Kontingentzusicherungen in privaten Einrichtungen auch entsprechend Geld bereitzustellen sein. Das wird gehen bis zu Fragen der Finanzierungen aus der Wohnbauförderung für neue Wohnformen – ganz so „neu“ sind sie nicht – sodass man daran schon erkennen kann, dass diese Pflegemilliarde vielschichtige Dotierung auch hat und aus mehreren Quellen diese Finanzmittel sich zusammensetzen.

Ich darf aber da hinzufügen, das Ganze wird im hohen Ausmaß auch davon abhängen, wie sich die Diskussionen, die aktuell laufen, rund um die Frage Gesundheitsreform, die Frage Finanzausgleich und Ähnlichem entwickeln. Denn ohne eine gesicherte Gesundheitsfinanzierung, ohne dass die Wohnbauförderungsmittel unangetastet bleiben und ohne eine entsprechende Erhöhung etwa auch des Pflegegeldes, eine entsprechende Valorisierung, wird das Ganze ein sehr schwieriges Unterfangen. Dies allerdings nicht nur für Wien, sondern für alle österreichischen Bundesländer, für alle, die mit Spitalserhaltung, die mit der Finanzierung des Geriatriesystems verbunden sind. Wenn ich das in der größtmöglichen Knappheit so darstellen darf.

Vorsitzender Dr. Körber: Ist es richtig, wenn ich zusammenfasse, dass sich die Pflegemilliarde nicht nur auf die öffentlichen Geriatriezentren bezieht, sondern auf die Förderung der Heimpflege, zu Hause wohnen, auf die Förderung privater geriatrischer Heime und auch natürlich auf die öffentliche Geriatrie, nicht aber auf Spitäler? Oder gehören die auch zu dem Begriff „Pflegemilliarde“ dazu?

Bgm Dr. Häupl: Herr Vorsitzender! Sie interpretieren mich richtig. Ich habe damit natürlich jetzt nicht die Akutspitäler hier in diese Überlegungen miteinbezogen, weil ich absehe von meinen Bemerkungen am Schluss zur Frage der Gesundheitsreform und ihrer Finanzierung, die österreichweit ansteht, zu lösen. Ich füge hier auch hinzu, dass wir natürlich versuchen, private Finanzmittel ebenso zu lukrieren wie neue Finanzierungsmethoden, die im Ausland zum Teil auch erprobt wurden. An konkreten Dingen denke ich hier etwa an PPP‑Modelle, die mir insbesondere dort vernünftig erscheinen, wo es darum geht, Investitionskosten auf ein nicht für den Magistrat übliches, sondern auf ein für das normale, übliche Ausmaß hinzutrimmen. Wenn Sie verstehen, was ich damit meine.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich habe nur noch eine abschließende Frage. Sind Sie immer der Meinung gewesen, dass die Gewichtung der finanziellen Mittel für die einzelnen Bereiche, also ob es jetzt Kultur, Sport oder Altenpflege, richtig ist? Oder da hätte dann doch eine Verlagerung in Richtung Geriatrie erfolgen sollen, weil eben die demographische Entwicklung das erforderlich machen könnte?

Bgm Dr. Häupl: Herr Vorsitzender! Die Frage ist leicht und schwer zu beantworten. Sie ist leicht zu beantworten, weil ich sagen kann: Selbstverständlich bin ich der Auffassung, dass dieses Budget der Weisheit letzter Schluss ist, so wie alle, denen ich zugestimmt habe, vorher auch. Denn wäre es das nicht, hätte ich nicht zugestimmt.

Sie ist in Wahrheit natürlich sehr schwer zu beantworten. Denn wir haben bei vorhandener Geldmenge, also Finanzmasse, die dem Land, der Stadt Wien zur Verfügung steht, natürlich jedes Mal von neuem abzuwägen, in Form einer Güterabwägung, wo wir die entsprechenden Finanzmittel einsetzen. Bei Erkenntnis dessen, dass sich die Zusammensetzung, die altersmäßige Zusammensetzung der Stadt ändert und absehbar war, nicht zuletzt auch durch entsprechende Untersuchungen, die vorgelegt wurden, dass hier höhere Finanzmitteln nicht nur im Bereich des Gesundheitswesens insgesamt oder der Geriatrie notwendig sind, sondern in verschiedenen anderen Bereichen auch, der Mobilität beispielsweise, der Kultur selbstverständlich, der Freizeit, des Freizeitverhaltens. In dem Augenblick ist natürlich auch begonnen worden, hier entsprechende Umschichtungen auch vorzunehmen. Das wird sich auch im nächsten Budget entsprechend widerspiegeln.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Jetzt darf ich das Fragerecht weitergeben. Herr GR Dr. Serles, bitte.

GR Dr. Serles: Herr Bürgermeister! Vom Kontrollamtsbericht, den wir gemeinsam im Kontrollausschuss diskutieren konnten, gibt es aus meiner Sicht zwei Kurzfassungen. 

Eine amtliche, die ist nachzulesen auf Seite 1 des Berichtes des Kontrollamtes an Sie, Herr Bürgermeister. Da schreibt das Kontrollamt, dass den Zielsetzungen des vom Gemeinderat vor 10 Jahren beschlossenen Programms „Hilfe im hohen Alter“ im Geriatriezentrum Am Wienerwald nicht entsprochen wurde und deshalb empfohlen wurde, im Sinne dieses Beschlusses Maßnahmen zu setzen. Das ist sozusagen die amtliche Version.

Dann gibt es aus meiner Sicht eine populäre Version, das ist die Vision des Herrn Kontrollamtsdirektors in seiner Zeugenaussage vor dieser Untersuchungskommission vom 15. April 2004. Da hat nämlich der Herr Kontrollamtsdirektor gesagt: „Wenn Sie mich nach dem persönlichen Eindruck fragen, dann möchte ich in keinem dieser Pflegeheime einmal untergebracht werden, nicht in dieser Form.“

Das ist das Dilemma, über das wir diskutieren. Das ist unser Dilemma, weil wir uns Sorgen machen, dass diese Skepsis, die einer der obersten Beamten der Stadt offen ausspricht, weite Teile der Bevölkerung tatsächlich bewegt. Und das ist natürlich, Herr Bürgermeister, mit allem Respekt, auch Ihr Dilemma, weil es nach fast 10 Jahren Ihrer Amtszeit und Ihrer politischen Verantwortung in Wien, noch immer Pflegeheime gibt, in die der Herr Dr. List, der oberste Kontrollchef in Wien, nicht untergebracht werden will.

Daher stelle ich Ihnen natürlich eingangs die Frage, die Sie vermutlich erwartet haben, die nahe liegend ist und die auch Gegenstand dieser Untersuchungskommission ist, die Frage nach der politischen Verantwortung. 

Wer, Herr Bürgermeister, trägt die politische Verantwortung dafür, dass es in Wien noch immer, nachdem Sie 10 Jahre in der politischen Verantwortung waren, Pflegeheime gibt, in denen viele Menschen dieser Stadt und höchste Beamte dieser Stadt nicht untergebracht werden wollen?

Bgm Dr. Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat, diese Frage ist aus meiner Sicht sehr einfach zu beantworten. Selbstverständlich tragen ich und die amtsführenden Stadträte aus dieser Zeit die politische Verantwortung dafür, dass nicht alle Probleme gelöst werden konnten in diesem Bereich. Das steht außer jedem Zweifel, da braucht man auch nicht herumreden.

Bei allem Wunsch dessen an Sie, an den Herrn Kontrollamtsdirektor, an mich selbst, dass wir aus gesundheitlichen Gründen nicht in die Situation kommen sollten und müssen, dass wir eine entsprechende Pflege in Anspruch nehmen müssen, muss man doch auf der anderen Seite aber auch darauf hinweisen, dass insgesamt gesehen im Pflegebereich seit der Beschlussfassung über die „Hilfe im hohen Alter“ doch immerhin eine Menge passiert ist. Man wird immer wieder sagen können, das sei zu wenig – das ist der berühmte Vergleich des halbvollen und des halbleeren Glases – übrig bleibt in der Tat, dass nicht alles in dieser Zeit gelöst werden konnte. Übrig bleibt für mich, gerade auch nach intensivstem Studium des Kontrollamtsberichtes und nach Diskussionen über diese beiden Kontrollamtsberichte, dass insbesondere im Geriatriezentrum Am Wienerwald die Vorgaben, die unter Beschluss des Gemeinderates erfolgt sind, untererfüllt wurden. Da braucht man nicht herumzureden, das ist so. Das ist mit ein Grund, warum ich es sehr energisch auch angemerkt habe und auch unabänderlich gewillt bin, dies zu tun, dass solche Dinge in Zukunft nicht mehr passieren. Deswegen sage ich auch: Gemeinderatsbeschlüsse sind zu 100 % und nicht nur zum Teil zu erfüllen.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr GR Dr. Serles, die nächste Frage.

GR Dr. Serles: Herr Bürgermeister! Ich möchte ausdrücklich, auch im Zusammenhang mit der Vorlage der Kontrollamtsberichte, Ihre Gesprächsbereitschaft würdigen. Ich glaube, es war gut und richtig, dass Sie Ihre Gesprächsbereitschaft auch darin dokumentiert haben, dass Sie im Kontrollausschuss selbst, ohne gesetzliche Verpflichtung, mit den Mitgliedern des Kontrollausschusses über diese Probleme diskutiert haben, die uns letztlich alle bewegen.

Sie werden mir verzeihen, wenn ich feststelle, dass Gesprächsbereitschaft allein aus der Sicht sozusagen eines Oppositionspolitikers zu wenig ist. Sie regieren und Sie müssen daher Dinge umsetzen. Mein Problem im Zusammenhang mit der Beobachtung der Qualität der Pflege der alten Menschen in Wien - ich gehöre diesem Gemeinderat jetzt seit immerhin 1991 an - ist das, dass es Wahrnehmungen wie die, die wir in Lainz mit der Frau K. erlebt haben und die Anlass für diese Untersuchungskommission sind, immer wieder gibt und dass derartige Wahrnehmungen auch immer öffentlich diskutiert worden sind. Und dass auf derartige Wahrnehmungen immer Erklärungen seitens der politischen Verantwortlichen - auch von Ihnen - erfolgt sind, dass sich die Dinge in Wien grundlegend ändern müssen. Ich erinnere an die Vorfälle in St. Andrä und Liesing im Jahre 1995. Damals haben Sie öffentlich erklärt, dass es Sie schmerzt, nämlich ganz besonders schmerzt, wenn solche Vorfälle bekannt werden und dass es Sie schmerzt, wenn die Würde alter Menschen im wahrsten Sinne des Wortes mit Füßen getreten wird.

Ich erinnere daran, dass es Vorfälle wie Nachtruhe um 16.30 Uhr am helllichten Sommertag bereits im Jahr 1999 gegeben hat. Aus Be-richten der Sachwalterschaft an den seiner-zeitigen Bundesminister für Justiz kennen wir derartige Vorfälle bereits aus dem Jahr 1999. Deckungsgleiches ist jetzt mit der Frau K. passiert. Ich stehe daher unter dem Eindruck, dass trotz vollmundiger Erklärungen von verantwortlichen Politikern in dieser Stadt im Pflegebereich in den letzten Jahren zwar einiges passiert sein mag, tatsächlich aber viel zu wenig passiert ist. Sie haben es nicht geschafft, den Menschen draußen zu erklären, dass sie sich vor Lainz nicht fürchten müssen. Lainz hat ein veritables Marketingproblem und ich sage ganz bewusst ein Marketingproblem, deswegen, weil ich weiß, dass die Qualität der Unterbringung in Lainz natürlich teilweise auf sehr hoch stehendem Niveau ist, teilweise natürlich aber auch katastrophal ist.

Daher möchte ich Sie, Herr Bürgermeister, fragen, wie diesmal Ihre Konsequenzen aussehen werden? Sie haben erklärt, dass Sie es nicht mehr zulassen werden, dass Gemeinderatsbeschlüsse nur zu 20 oder 25 % erfüllt werden. Sie wollen, dass Gemeinderatsbeschlüsse zu 100 % erfüllt werden. Ich persönlich stehe unter dem Eindruck, dass die Manager im KAV intellektuell hoch stehende Diskussionen führen, aber in Wahrheit keine Ameise von links nach rechts bewegen können.

Herr Bürgermeister, Sie haben auch erklärt, dass Sie sich möglicherweise ein neues Team suchen werden, mit denen Sie die Reform umsetzen werden. Ich frage Sie daher: Steht dieses neue Team schon? Wie schaut dieses neue Team politisch aus? Wird die Frau Gesundheitsstadträtin zurücktreten? Werden Sie sie auffordern, dass sie zurücktritt? Wie schaut Ihr neues Team im KAV aus? Ich bitte Sie, dass Sie der Untersuchungskommission und der Öffentlichkeit erklären, mit welchem Team Sie Ihre Reformen im Krankenanstaltenverbund und in der geriatrischen Pflege in Wien umsetzen werden.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Bürgermeister, antworten Sie.

Bgm Dr. Häupl: Herr Gemeinderat! Ich bin Ihnen nicht nur nicht böse, sondern im Gegenteil, ich bin Ihnen dankbar dafür, dass Sie festgestellt haben, dass in Folge von Ereignissen der Vergangenheit – sei es in Liesing, sei es in St. Andrä, aber auch öffentlicher Diskussion – nicht nichts passiert ist. Ihr Vorwurf würde mich in der Tat hart treffen.

Ich gestehe Ihnen umgekehrt zu, ja, es ist in der Tat so, dass wir nicht alles lösen konnten, in der Sache nicht alles lösen konnten. Denn wenn man sich Lainz anschaut, dann ist es tatsächlich richtig, dass dort auf sehr unterschiedlichem Niveau die Ausstattung beispielsweise sich der einzelnen Pflegeeinrichtungen darstellt. Dass es ein veritables Marketingproblem gibt, das wäre eine Frage, die man gesondert diskutieren müssen. Denn die Frage von Marketing für Altenpflegeeinrichtungen, da wird man sehr sauber und sehr vorsichtig und sehr zurückhaltend diskutieren müssen, denn da gerät man dann unter Umständen an den Rand von Zynismus und das wollen wir sicher beide vermeiden, das wollen wir ganz sicher nicht. Dass es Akzeptanz und Imageprobleme gibt, das steht außer jedem Zweifel, da ist nicht der jüngste Kontrollamtsbericht dafür verantwortlich dabei.

Ja, es ist richtig, wir haben eine Menge geschafft, aber nicht alles. Das ist bedauerlicherweise da auch festzustellen dazu.

Was nun die zweite Frage betrifft, nämlich wie ich diese Konzeption und die Vorhaben, die hier gemacht werden, durchsetzen will. Das ist zunächst einmal eine sehr einfache Sache, nämlich durch strukturelle Maßnahmen, die ja gesetzt wurden. Es ist ja auch seit Vorlage des Kontrollamtsberichtes nicht nichts passiert - nicht nur etwa die Geriatriezulage in der Zwischenzeit geschaffen, sondern natürlich auch die Kontrollinstanzen entsprechend geändert, in der MA 15 neue Strukturen dafür festgelegt, von denen ich zutiefst überzeugt bin, dass sie die Kontrolle auch sehr effizient durchführen wollen. 

Was die Personen betrifft, so bitte ich den Vorsitzenden um Dispens, diese Frage beantworten zu müssen, denn sie hat mit dem Untersuchungsgegenstand auch nichts zu tun. Ich bitte auch um Verständnis dafür, dass ich Personalentscheidungen nicht in einem Untersuchungsausschuss und auch nicht treffe angesichts der Öffentlichkeit des Untersuchungsausschusses, ohne dass ich mit den betroffenen Personen vorher gesprochen habe. Ich bitte also um Dispens, diese Frage nicht zu beantworten.

Vorsitzender Dr. Körber: Dem ist so. 

Bitte, Herr GR Dr. Serles.

GR Dr. Serles: Herr Bürgermeister! Ich möchte zumindest in dem Punkt nachfragen, was Ihre Beurteilungen der Leistungen des Managements im KAV betrifft.

Sind Sie angesichts eines Kontrollamtsberichtes, der feststellt, dass Forderungen des Gemeinderates in Lainz nur teilweise umgesetzt wurden, mit den Leistungen des KAV zufrieden?

Bgm Dr. Häupl: In dem Bereich, der diesen Kontrollamtsbericht betrifft, einmal mit Sicherheit nicht. Aber in erster Linie äußert sich hier meine Unzufriedenheit gegenüber jenen, die unmittelbar verantwortlich sind, nämlich die Führung des Geriatriezentrums Am Wienerwald. Da steht es außer jedem Zweifel, dass dieser Kontrollamtsbericht, der hier vorliegt, jedenfalls kein Zeugnis dafür ist, dass dort gute Arbeit geleistet wurde.

GR Dr. Serles: Beschränkt sich Ihre Kritik ausschließlich sozusagen auf die Ebene der Führung von Lainz oder sehen Sie auch Schwächen im Bereich des Managements? Sind Sie mit der Leistung des Herrn Generaldirektors Dr. Hauke bestens zufrieden?

Bgm Dr. Häupl: Die Beurteilung des Herrn Generaldirektors Dr. Hauke können wir durchaus auch gemeinsam treffen. Denn dass man heute feststellen könnte, dass es für die Bestellung des Herrn Generaldirektor Dr. Hauke nur eine einzige politische Meinung gegeben hätte, wäre ja nicht zutreffend. Von dem völlig abgesehen, das hat nichts mit einer Einzelperson zu tun, sondern ich wiederhole mich, ich bilde mir ein, diese Frage schon beantwortet zu haben: Selbstverständlich freut es mich nicht und bin ich nicht zufrieden damit, wenn man diesen Kontrollamtsbericht liest, das ist gar keine Frage. 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr GR Dr. Serles.

GR Dr. Serles: Stimmt es, Herr Bürgermeister, dass im Zusammenhang mit der letzten Vertragsverlängerung vom Herrn Generaldirektor Dr. Hauke Sie diese Vertragsverlängerung gewünscht haben und die Frau Gesundheitsstadträtin vehement gegen diese Vertragsverlängerung aufgetreten ist?

Bgm Dr. Häupl: Herr Vorsitzender! Dieser scheinbare Widerspruch löst sich sehr leicht auf, wenn man weiß, dass die Vertragsverlängerung des Herrn Dr. Hauke eine prekaristische, das heißt auf jederzeitigen Widerruf ist. 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr GR Dr. Serles, aber vielleicht stellen Sie Ihre Fragen nicht so sehr auf einzelne Personen ab, weil wir wollen hier von den Strukturmängeln sprechen. ...

GR Dr. Serles: Das ist aber ein interessantes Detail. Herr Bürgermeister! Könnten Sie diese interessante Gestaltung eines Dienstvertrages näher erläutern?

Bgm Dr. Häupl: Das brauche ich nicht näher erläutern, Sie sind da sehr viel mehr der Jurist, der weiß, was ich mit prekaristisch auch sage. Denn was ich nicht wollte ist, dass plötzlich der KAV führungslos oder ohne Generaldirektor dasteht, das ist auch keine sinnhafte Vorgangsweise, das würde mir auch selbst widersprechen. Denn ich habe festgelegt, wir schauen uns zunächst an, wie schaut der Kontrollamtsbericht aus, dann welche Konsequenzen wir zu ziehen haben und dann – meine Formulierung, ich wiederhole mich – suche ich mir die Leute, die garantieren, dass das auch entsprechend umgesetzt wird. Genau so wird es auch stattfinden.

Vorsitzender Dr. Körber: Sind Sie vorläufig mit Ihren Fragen fertig, Herr GR Dr. Serles? 

Bitte, Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Herr Bürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es hat in der letzten Sitzung der Untersuchungskommission unterschiedliche Erinnerungen von Seiten der Kommissionsmitglieder gegeben betreffend Ihrer Aussage im Kontrollausschuss am 22. März, wie viel Prozent von dem 1993 im Gemeinderat beschlossene Programm „Hilfe im hohen Alter“ umgesetzt worden seien. Die ÖVP sprach von 20 %, die FPÖ sprach von 25 %, meine Erinnerung war, dass Sie gesagt haben, Sie würden nicht akzeptieren, wenn nur 20 % umgesetzt worden wären.

Daher konkret die Frage an Sie: Von welcher Prozentzahl haben Sie in welchem Zusammenhang konkret gesprochen?

Bgm Dr. Häupl: Wenn ich mich recht erinnere, habe ich von 20 bis 25 % gesprochen. Ich halte das auch für nicht ganz so wichtig, aber wichtig ist, und das ist mir innerlich auch ein wirklich wichtiges Anliegen, dass niemand – ein Gemeinderat nicht und noch weniger ein Exekutivmitglied, also ein Mitglied einer Regierung – zulassen kann, dass Gemeinderatsbeschlüsse nicht zu 100 % umgesetzt werden, das halte ich nicht für möglich. Das ist der Punkt, auf den ich mich hier auch dabei bezogen habe. Ich habe auch – entgegen allen Interpretationen, das sage ich da auch sehr klar – nicht im Konjunktiv gesprochen, sondern ich habe ganz klar gesagt, was ich hier vielleicht noch klarer gesagt habe. Ich füge allerdings hinzu, ich habe das bezogen auf Lainz, denn das war auch der Diskussionsgegenstand. Ich habe nicht behauptet, dass dieser Gemeinderatsbeschluss „Hilfe im hohen Alter“ zu 20 oder 25 % umgesetzt worden wäre. Denn es ist zweifelsohne eine Menge passiert, es sind die Berichte dazu vorgelegen, zwei, die im Gemeinderat auch entsprechend beschlossen wurden und nicht allein von den Sozialdemokraten, die ich auch kenne, daher habe ich mich durchaus nicht geäußert, aber zu Lainz steht es im Kontrollamtsbericht. Der Kontrollamtsbericht ist aus meiner Sicht gesehen auch nicht anders zu interpretieren und das will ich auch gar nicht. Ich habe einmal gesagt, da ist nichts zum Schönreden, das will ich auch jetzt nicht tun. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Bürgermeister.

Herr GR Deutsch, bitte eine weitere Frage.

GR Deutsch: Meine nächste Frage, Herr Bürgermeister, Sie haben darauf hingewiesen, dass es Ihnen ein Anliegen ist, dafür zu sorgen, dass ältere Menschen möglichst lange in der eigenen Wohnung verbleiben können und dass dafür eine Vielfalt an Maßnahmen auch notwendig sind. Sie haben auf die Sanierungsmaßnahmen zur Wohnungsverbesserung hingewiesen und auch auf Kooperationen mit Bauträgern, die bereits auch in der Vergangenheit umgesetzt worden sind. Sie haben auch gemeint, dass es dafür natürlich auch des Einsatzes von Wohnbauförderungsmitteln, die in Wien tatsächlich für den Wohnbereich aufgewendet werden, eingesetzt werden, speziell wenn es auch um die Sanierung von Wohnraum geht. Daher meine konkrete Frage: Wie sehen Sie angesichts der Diskussion über eine allfällige Kürzung der Wohnbauförderungsmitteln, die auf Bundesebene auch immer wieder vom Finanzminister ventiliert wird, die aktuelle Situation? (Zwischenruf) Weil es sich auch hier um eine politische Verantwortung handelt. (Zwischenruf)
Vorsitzender Dr. Körber: Meine Herren, wollen Sie bitte die Diskussion nicht aufnehmen. Es ist eine kurze Frage und die zu beantworten ist ja keine Schwierigkeit. Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr. Häupl: Ich glaube auch nicht, dass der Herr GR Barnet besonders mich verteidigen will im Hinblick auf die Beantwortung dieser Frage. (Zwischenruf)
Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, nicht unterbrechen. Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr. Häupl: Herr Gemeinderat! Die Beantwortung dieser Frage ist eine sehr klare. Natürlich erfüllt mich eine Diskussion, von wem immer sie kommt, zur Kürzung der Wohnbauförderungsmitteln aus sehr grundsätzlicher Erwägung heraus mit großer Sorge. Aber auch in dem Bereich, der hier die Geriatrie betrifft, aber auch im Überschneidungsbereich zu Behindertenwohnraum. Denn die Kooperation mit privaten Bauträgern und unter Einsatz von Wohnbauförderungsmitteln zur Verbesserung der Situation für pflegebedürftige Menschen, aber auch behinderten Menschen, ist von essentieller Bedeutung für dieses Grundkonzept, dass die Menschen möglichst lange auch zu Hause bleiben können.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Bitte, Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Im Rahmen des gestrigen internationalen Tages der Krankenpflege ist, wie auch im Rahmen dieser Untersuchungskommission, das Thema „Personalmangel“ im Pflegebereich angesprochen worden. Nun bedarf es sicherlich zusätzlich zu den bereits getätigten Initiativen, wie vor kurzem der Imagekampagne „Pflege findet statt“, es auch einer gesellschaftlichen Aufwertung der betroffenen Berufsgruppe. Daher meine konkrete Frage: Welche Maßnahmen können Sie sich vorstellen bzw. werden auch von Seiten der Stadt gefördert, diesen gesellschaftlichen Status für jene zu erhöhen, die in der Altenbetreuung bzw. generell in sozialen Institutionen tätig sind?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr. Häupl: Herr Gemeinderat! Ich denke, dass das auch mehrere Maßnahmen sein müssen. Ich meine, zunächst ist natürlich der einfachste Ansatz auch über das entsprechende Einkommen. Das ist eine Diskussion, die wir in verschiedenen anderen Berufsgruppen, die für die Gesellschaft, sage ich mal, unangenehme Dinge, das von der Sicherheit über die Versorgungs- und Entsorgungseinrichtungen bis auch in den Gesundheitsbereich geht, immer wieder erleben. Aber es wäre zu krud, das ausschließlich auf diese Ebene zurück zu führen. Ja, selbstverständlich ist das auch eine Imagefrage. Es ist generell gesehen für die Gesellschaft eine Imagefrage, Dinge zu tun, die außerhalb des Produktivitätsbereiches liegen. Das heißt die Kinderbetreuung, das heißt der Bildungsbereich, das heißt die Gesundheitsversorgung, das heißt die Altenbetreuung. Alles, was sich außerhalb des Produktionsbereiches befindet, hat bei uns immer ein bisschen ein Imageproblem auch dabei.

Daher halte ich diese Kampagne, die hier begonnen wurde, für sehr, sehr wichtig, aber ich halte für noch wichtiger eigentlich eine gesellschaftliche Diskussion darüber, dass wir alle uns verantwortlich zu fühlen haben und die Qualität einer Gesellschaft sich nicht zuletzt daran misst, wie gehen wir mit unseren Alten um? Diese Diskussion werden wir führen müssen und dazu bedarf es zweifelsohne einer Aufarbeitung von Ereignissen wie die von Lainz oder auch Ereignissen, die sich außerhalb Wiens abgespielt haben. Da hört man auch über die Medien immer eine ganze Menge, das muss strukturell entsprechend verändert werden, daher setze ich mich da dafür auch ein. Denn nur auf der Basis eines wohl organisierten öffentlichen Umgangs wird man diese Diskussion, diese gesellschaftliche Diskussion, glaubwürdig am Ende des Tages auch führen können.

Vorsitzender Dr. Körber: Haben Sie noch eine Frage, Herr GR Deutsch?

GR Deutsch: Meine vorerst letzte Frage wäre, dass in den letzten Monaten im Geriatriezentrum Am Wienerwald sukzessive Betten abgebaut wurden, natürlich unter Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit und dass man nahezu sagen kann, 7‑ und 8‑Bett‑Zimmer gehören der Vergangenheit an und nun daran gearbeitet wird, dass es maximal 4‑Bett‑Zimmer geben soll.

Meine grundsätzliche Frage wäre: Wie beurteilen Sie generell die Entwicklung des Geriatriezentrums Am Wienerwald?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr. Häupl: Die Entwicklung des Geriatriezentrums Am Wienerwald beurteile ich so ambivalent, wie das im Kontrollamtsbericht auch zu entnehmen ist. Es ist auf der einen Seite natürlich dort sehr, sehr viel passiert. Herzeige‑Stationen, die auch bei internationalen Konferenzen entsprechende Beachtung finden und auf der anderen Seite die Situation von 8‑Bett‑Zimmern, wie ich sie nicht neuerlich beschreiben muss, das kann ich mir ersparen, es ist im Kontrollamtsbericht hinlänglich dargestellt.

Im letzten Jahr oder seit dem Herbst des vergangenen Jahres sind in der Tat dort, nach den Berichten, die mir vorliegen, etwa 240 Betten auch abgebaut worden - ich gehe einmal davon aus, dass die Zahl, die mir hier genannt wurde auch richtig ist - unter Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit. Es sind gleichzeitig auch Kapazitäten in Kooperation mit den von mir vorhin zitierten Privaten auch aufgebaut worden, so dass hier die Möglichkeit besteht, auch in Angriff zu nehmen die Renovierung des Pavillons IV. 

Was nun die Fragen der Betten pro Zimmer anbelangt, bin ich aus den Erfahrungen der Diskussionen der letzten Monate ein bisschen vorsichtiger geworden. Also, was einem auf den ersten Blick erscheinen mag, indem man sagt: Zielsetzung ist, es ist nur mehr 2‑Bett‑Zimmer und das war`s. Das ist auf den ersten Blick verführerisch und das mag auch so richtig sein.

Wenn man allerdings die Diskussion von einem Zimmer mit sieben Leuten im Geriatriezentrum Am Wienerwald beachtet, wo diese sieben Leute einfach auch sagen, sie wollen nicht in 2‑Bett‑Zimmer, sondern sie wollen dort beieinander bleiben, dann denke ich, dass man diesen Wünschen auch Rechnung tragen sollte. Das gehört für mich auch dazu, dass man auf jene hört, die dann eigentlich unmittelbar die Betroffenen sind. Da bin ich vorsichtiger geworden, das sollte man durchaus auch hören, das gehört für mich auch dazu für den ordentlichen Umgang mit älteren Menschen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Danke, Herr GR Deutsch. Frau GRin Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Herr Bürgermeister, ich kann da gleich nahtlos anschließen. Sie haben WG‑Er-fahrung gesprochen. Vielleicht haben Sie einmal in Ihrer Jugend in einer WG gewohnt, aber ich bin mir sicher, da haben nicht sieben in einem Zimmer gewohnt, sondern vielleicht sechs oder sieben oder fünf, wie viele immer in einer Altbauwohnung und man hat sich trefflich darüber streiten können, wer die Küche putzt und wer das Bad und ob der Kühlschrank miteinander verwaltet wird oder nicht.

Sieben Leute in einem Zimmer ist heftig und die sieben Leute müssen Sie mir vorstellen, die das gerne wollen und das halte ich für keine, einer modernen Geriatrie zutreffenden Argumentation. 

Bleiben wir bei Lainz, Herr Bürgermeister. Wann waren Sie das letzte Mal auf einer Langzeitstation im Geriatriezentrum Am Wienerwald?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr. Häupl: Frau Doktor! Zunächst einmal, ich habe diese apodiktische Bemerkung oder den Eindruck nicht. Ich will niemand verpflichten, in 7‑Bett‑Zimmern in einem Pflegeheim zu leben. Ich gehe aber auch jetzt noch davon aus, dass man 8‑Bett‑, 7‑Bett‑, 6‑Bett‑Zimmer abbauen sollen, 4‑Bett‑Zimmer als nächstes Ziel, 2‑Bett‑Zimmer ist eine Vorstellung, die heute auch im privaten Bereich im Regelfall nicht verwirklicht wurden, auch in diesen Kooperationsmodellen nicht. Das ist durchaus eine Zielsetzung. Aber auf der anderen Seite herzugehen und zu sagen, wenn da Leute kommen und sagen, wir wollen aber da jetzt in diesem 7‑Bett‑Zimmer beieinander bleiben, weil sich so etwas wie eine Gemeinschaft, so etwas wie soziale Beziehungen entwickelt haben, dann herzugehen und zu sagen, aber ihr dürft das nicht, das mache ich sicher nicht, das ist überhaupt gar keine Frage, da ist mir die Meinung jener, die davon betroffen sind, durchaus auch zu wichtig dabei.

Die zweite Frage haben Sie mir mehrmals gestellt, heute wieder und ich beantworte sie – abgesehen davon, dass sie heute auch schon diskutiert wurde – Ihnen auch gleich. Das ist im Prinzip völlig egal, wann ich das letzte Mal in einer Langzeitstation war, denn Sie können davon ausgehen, dass, wenn ich in eine Langzeitstation hinkommen, dort so ziemlich alles perfekt abläuft, dass die Fenster geputzt sind, dass genügend Personal anwesend ist und Ähnliches. Und daher ist das eine ziemlich belanglose Frage, das auch zu mehreren Male beantwortet. 

GRin Dr. Pilz: Ich kann Ihnen da ein paar Informationen dazu liefern, Herr Bürgermeister. Erstens kann man selbst, selbst wenn man der Bürgermeister ist, unangemeldet kommen, das hindert Sie nicht, so schnell kann man potemkinsche Dörfer nicht aufbauen, nicht einmal in Lainz.

Konkret, Herr Bürgermeister, wissen Sie, dass es letzte Woche, vergangene Woche, eine Weisung im Geriatriezentrum Am Wienerwald gegeben hat, alle noch bestehenden Zimmer, die größer als 6 Betten ist, sofort durch Verlegung zu reduzieren auf 6‑Bett‑Zimmer mit der Begründung, Herr Bürgermeister, dass Ihr Besuch bevorstehen würde und dass die - das ist jetzt nicht lustig, sondern wahr, ich bin noch nicht fertig, Herr Bürgermeister -, dass Ihr Besuch bevorstehen würde und dass bis Freitag, 7. Mai schriftlich gegenüber der Kollegialen Führung zu berichten wäre, wenn man dieses Planungsziel nicht umsetzen kann. Sie können sich vorstellen, welche – ich will es gar nicht wiederholen – sarkastischen Bemerkungen seitens des leitenden Personals in den einzelnen Pavillons dazu gekommen sind, wie man denn das bitte machen soll, wenn Menschen in der bestehenden Raumnot verlegt werden sollen und gleichzeitig lange Wartelisten von draußen hereindrängen. Wissen Sie, dass so umgegangen wird und dass man versucht, Ihnen potemkinsche Dörfer aufzubauen?

Bgm Dr. Häupl: Frau Doktor! Ich habe von der konkreten Weisung nichts gewusst, aber ich bin wirklich sehr froh, dass Sie an Hand eines konkreten Beispieles haarscharf das bestätigen, was ich vor wenigen Minuten wieder gesagt habe.

GRin Dr. Pilz: Das heißt, Sie nehmen zur Kenntnis, dass die Mitarbeiter im Krankenanstaltenverbund schnell Gangbetten wegräumen aus Spitälern und schnell Menschen, wo immer, mit ihren Betten verlegen, wo immer Platz oder nicht ist, damit für Sie der Eindruck erweckt wird, es gebe nur 6‑Bett‑Zimmer?

Bgm Dr. Häupl: Nein, Frau Gemeinderätin, ich nehme das nicht zur Kenntnis. Denn noch einmal gesagt, ich lege überhaupt keinen Wert auf potemkinsche Dörfer, ich lege überhaupt keinen Wert darauf, dass man für den Bürgermeister Fenster putzt und Boden schrubbt, sondern ich will, dass ununterbrochen die Fenster geputzt sind und die Böden geschrubbt und die Patienten ordentlich gepflegt und betreut werden, egal, ob der Bürgermeister vorbeikommt oder nicht vorbeikommt.

Dass es auf der anderen Seite auf Grund einer Terminplanung eines Bürgermeisters – ohne jetzt überheblich wirken zu wollen – es nicht möglich ist, jetzt zu sagen: Aha, jetzt habe ich eine kleine Pause, da gehe ich nicht auf einen Kaffee, da fahre ich jetzt einmal in eine Langzeitstation von einer Pflegeeinrichtung, da bitte ich Sie um Verständnis dafür.

GRin Dr. Pilz: Herr Bürgermeister, ich habe volles Verständnis für Ihren Terminkalender, ich kann Ihnen die andere Variante jetzt auch noch aus der jüngsten Vergangenheit bieten.

Am 26. März hat sich eine Ärztin des Geriatriezentrums Am Wienerwald an Ihr Büro gewendet mit dem dringenden Anliegen, mit dem dringenden Anliegen – 26. März 2004, Herr Bürgermeister –, über die unhaltbaren Zustände im Geriatriezentrum Am Wienerwald mit Ihnen persönlich zu sprechen. Die Dame in Ihrem Büro war irgendwie konsterniert ob des Wunsches dieser Ärztin, persönlich mit Ihnen zu sprechen und hat gesagt, das ist an sich nicht so vorgesehen, dass man einen Termin bekommt und dann hat die Ärztin gemeint: „Gibt es denn nicht eine Sprechstunde?“ Daraufhin hat die Mitarbeiterin gesagt, eine Sprechstunde gibt es nicht, also, es ist auch nicht möglich, im Rahmen einer Sprechstunde diesen Besuch abzuwickeln. Nachdem die Ärztin aber insistiert hat, hat sie, weil sie eine sehr freundliche, nette Person war, ihr den Rückruf versprochen, der dann auch erfolgt ist tags darauf und der ihr mitgeteilt hat, sie soll sich im Dienstweg in dieser Angelegenheit an ihre Vorgesetzten wenden, obwohl die Ärztin deponiert hat, dass ihre Versuche, bei Frau Stadträtin Dr. Pittermann mit einem Anliegen zu landen, von gänzlicher Sinnlosigkeit begleitet war und sie sich daher auch gar nichts darunter verspricht und sie dringend wollte, dass der Herr Bürgermeister, der sich deutlich und klar für eine Verbesserung der Verhältnisse ausspricht, sich dem Anliegen auch mit einem gewissen Zeitbudget widmet, der Dienstweg genannt. Wir wissen aus der Mitarbeiterbefragung, wie es im GZW mit dem Dienstweg ausschaut. Glauben Sie, dass das eine adäquate Vorgangsweise ist?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Bürgermeister, die Frage.

Bgm Dr. Häupl: Frau Gemeinderätin! Sie dürfen mir glauben, dass das bei weitem nicht der einzige Anruf war, es ist der einzige, der Ihnen vielleicht erzählt wurde, aber bei weitem nicht der einzige war, der ein Wunsch nach einer persönlichen Aussprache mit dem Bürgermeister dort war. Ich habe etwa 60 Terminwünsche und Aussprachewünsche pro Tag. Ich bitte daher um Verständnis, dass ich mich auf Lösung struktureller Fragen konzentrieren muss und nicht die Terminwünsche in der Form erfüllen kann.

Natürlich wurde mir berichtet darüber, so wie über jeden einzelnen Anruf, der mit einem Terminwunsch und einem Gesprächswunsch verbunden war. Ich habe nichts von einem Dienstweg gesagt, sondern ich habe angeboten, dass mit einem Mitarbeiter meines Büros gesprochen werden kann. Da wurde mir mitgeteilt, dies wird als sinnlos empfunden, man möchte mit mir persönlich darüber reden. Ich bitte um Verständnis dafür, dass das unter diesen genannten und zitierten und erzählten Rahmenbedingungen nicht möglich war.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Frau Dr. Pilz, die nächste Frage.

GRin Dr. Pilz: Herr Bürgermeister, ich teile mit Ihnen die Einschätzung, dass es im Wesentlichen Ihre Aufgabe ist, Strukturen zu verändern und Strukturen vorzugeben. Dass das beim Geriatriezentrum Am Wienerwald auch während Ihrer Amtsführung offensichtlich eine Halbwertzeit hat, die nicht befriedigend ist und hier nur 20 % umgesetzt wurde, haben Sie selber - und das freut mich noch einmal - hier bestätigt. Also, wir erinnern uns alle richtig an den Kontrollausschuss. 

Sie haben auch angekündigt in dieser Sitzung und es gibt schon erste Projekte, wie Sie gemeint haben, dass man Partnerschaften mit privaten Einrichtungen angeht. Eines davon wurde schon unter großem medialen Begleitgeräusch mit Purkersdorf begonnen. Da wurde angekündigt, dass 100 Bewohner und Bewohnerinnen des Pflegeheims Lainz hier umsiedeln können und aus dem Lainzer Pflegeheim in das luxuriöse Sanatorium Hoffmann‑Park kämen, 2‑Bett‑Zimmer und alles wunderbar und es gab sogar ein Foto in der Zeitung, wo die Frau Stadträtin die ersten sieben dieser 100 verabschiedet hat.

Aus dieser hoffnungsvollen Partnerschaft – die Frau Stadträtin hat übrigens ihren Besuch für das Frühjahr angekündigt, ob es den Herrschaften auch gut geht, wäre interessant zu wissen, ob sie schon dort war – wir verfügen über Informationen, dass erstens den sieben keine weiteren gefolgt sind, von den sieben einige wieder zurück sind in Einrichtungen der Stadt Wien bzw. sogar in Lainz, andere in Krankenhäuser eingewiesen wurden und das Projekt in Summe als gescheitert zu betrachten ist. Ist das die Art von Strukturlösung, die Sie für 2 300 Leute in Lainz sich so vorstellen?

Vorsitzender Dr. Körber: Ich bitte um die Antwort.

Bgm Dr. Häupl: Frau Gemeinderätin, nein. Weil das haarscharf genau das war, was ich vorhin gemeint habe, als ich sagte, dass wir auf vertraute und vertrauenswürdige Partner hier in der Kooperation auch setzen. Ich weiß zwar nicht, was Sie unter medialem Getöse verstehen, ich bin im Regelfall etwas anderes gewohnt, es sei dem, wie dem auch sei, das fällt auch darunter, dass ich striktest dagegen bin, dass es zu Zwangsverlegungen kommt. Wenn Menschen meinen, dass es besser ist, sie sind in Lainz untergebracht als in diesem neuen Geriatriezentrum in Purkersdorf, dann habe ich das ohne nähere Beurteilung auch so zur Kenntnis zu nehmen. Dass das bis zum heutigen Tag sieben sind – die Zahl ist mir nicht ganz so geläufig, aber ich habe gehört, dass es nur eine sehr geringe Zahl ist – dann wird das wohl seinen Grund haben. Ich persönlich, sage ich, halte es für bemerkenswert, dass Leute auf dem Standpunkt stehen, lieber werden sie in Lainz gepflegt als im modernen Sanatorium Purkersdorf. Das ändert nichts an der Tatsache, dass wir rund 450 Betten gerade im letzten Jahr auch zusätzlich bekommen haben. Eine Kooperation mit Kolping, was ich hier erwähnen darf und dass es die entsprechenden Vorbereitungen – Bezug des ersten Hauses der Barmherzigkeit Seeböckgasse bereits im nächsten Jänner –, dass hier weitere rund 350 Betten zur Verfügung stehen werden. 

Ich halte dies für den richtigen Weg, den wir auch in Zukunft gehen werden und sage dazu, dass wir das Tempo dieser Kooperationen entsprechend beschleunigen wollen. Denn so, wie es jetzt läuft, ist es nicht schlecht, aber zu langsam aus meiner Sicht. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Frau Dr. Pilz, jetzt für die erste Runde die letzte Frage.

GRin Dr. Pilz: Die letzte Frage, eine stelle ich noch, Herr Vorsitzender. 

Der Herr Patientenanwalt hat eine Heimkommission in Ihrem Auftrag einberufen, die hätte bis 20.4.2004 Bericht legen müssen. Gibt es den Bericht und können Sie uns den zumitteln?

Bgm Dr. Häupl: Ich habe diesen Bericht nicht, nachdem mein Auftrag erfolgt ist im Herbst und die Gründung dieser Kommission erst im Frühjahr. Aber sobald ich diesen Bericht habe, wird Ihnen der, so wie allen anderen Berichte, auch zugemittelt.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz.

Bitte, Frau GRin Korosec.

GRin Korosec: Herr Vorsitzender! Herr Bürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Über den Bericht der Gemeinderätlichen Kommission vom 23.4.1993 ist ja heute schon viel gesprochen worden. Es wurde damals auch ein Beschlussantrag im Gemeinderat gestellt. Jetzt wissen wir, es ist manches erledigt, aber vieles nicht. Was mich interessieren würde, Herr Bürgermeister, es wurde damals festgelegt, dass innerhalb von zwei Jahren ein Pflegeheimgesetz verabschiedet werden soll, wo man vor allem auf die Patientenrechte Wert legen wird und auf den Rechtsschutz, also, etwas ganz Wesentliches für die Menschen, die z.B. in Lainz sind.

1993 waren Sie nicht, aber seit 1994 sind Sie Bürgermeister. Wir haben bis dato – und jetzt haben wir 2004 – noch immer kein Pflegeheimgesetz. Wie sehen Sie da Ihre politische Verantwortung, wenn ich den § 28 Abs. 1 zitiere, wo Sie als Bürgermeister für den Vollzug der Beschlüsse des Gemeinderates so sorgen haben?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr. Häupl: Eine Frage, die ich auch schon beantwortet habe. Denn selbstverständlich - ich habe mich gar nicht herumgedrückt und auch nicht herumgeredet - trage ich die politische Verantwortung dafür, dass Beschlüsse des Gemeinderates entsprechend umgesetzt werden. Was die konkrete Diskussion betrifft, so habe ich auch keine wahnsinnige Freude damit, aber man kann da immerhin zugute halten, dass es in dieser Diskussion wenigstens um Inhaltliches gegangen ist, nämlich um die Abgrenzung dessen, insbesondere was die freiheitseinschränkenden Maßnahmen betrifft, zwischen Kompetenz, Tatbeständen des Bundes und des Landes. Ich denke, diese Diskussion ist beendet mit der Schaffung des entsprechenden Bundesgesetzes, das den Bereich der freiheitseinschränkenden Maßnahmen regelt, daher wird bis zum letzten Landtag im Juni, in der 1. Jahreshälfte, auch ein entsprechendes Landesgesetz vorgelegt werden.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Bitte, Frau GRin Korosec.

GRin Korosec: Herr Bürgermeister! Bei Gemeinderats- oder Landtagssitzungen sind Sie selten anwesend. Das ist eine Stilfrage und zeigt auf der anderen Seite auch ein bisserl die Wertschätzung eines Gremiums. Ich bin aber überzeugt, dass Sie über alle Anträge, Anfragen natürlich informiert werden. Jetzt habe ich in den letzten fünf Jahren mir angeschaut, es hat unglaublich viele Anfragen, Anträge der Oppositionsparteien gegeben, gerade im Zusammenhang mit Pflegemissständen, Vorschläge, was man verbessern könnte. Diese Anträge sind in der Regel niedergestimmt worden, man hat beschönigt, man hat verniedlicht, man hat es als böse Kritik der Oppositionsparteien abgetan. 

Jetzt frage ich Sie auch wieder um Ihre politische Verantwortung: Warum haben Sie zugeschaut und keine Maßnahmen gesetzt, obwohl es hier viele Vorschläge gibt, die jetzt, nachdem es den Ombudsmann Dr. Vogt gibt, der auch die Welt nicht neu erfinden kann, sondern der diese Vorschläge zu Recht, Gott sei Dank, einbringt, wo auch jetzt manches umgesetzt wird. Wie sehen Sie da Ihre politische Verantwortung? Ich zitiere auch noch den Dr. Vogt, der unter anderem gesagt hat, gerade im Bereich der Pflege, hier sind Missstände und hier hat man jahrzehntelang das Altenproblem in Wien verschlampt. 

Bgm Dr. Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Ich kann Ihrer Argumentation wohl schwer folgen, denn ich habe politische Verantwortung zu übernehmen, dort wo Gemeinderatsbeschlüsse nicht umgesetzt wurden. Aber ich habe keine politische Verantwortung zu übernehmen, wo die Entscheidung des Gemeinderates gegen entsprechende Anträge ausgefallen ist, die eingebracht wurden. Es ist nicht meine Aufgabe, zu qualifizieren, ob die Mehrheit oder die Minderheit im Gemeinderat Recht hat. So gesehen kann ich da auch nichts von Wegschauen oder Zuschauen und Nichtstun erkennen. So, wie ich die politische Verantwortung selbstverständlich übernehme dafür, dass Gemeinderatsbeschlüsse nicht zu 100 % umgesetzt werden, so übernehme ich auch die politische Verantwortung dafür, dass entsprechend umgesetzt wird. Nach den Vorschlägen, die nicht zuletzt auch von dem von Ihnen zitierten Pflegeanwalt Dr. Vogt als gut geheißen wurden. Denn wenn Sie mir schon die Argumentation, die Kritik bringen, dann bringen Sie auch die positiven Argumente, die der Herr Pflegeanwalt gebracht hat. Der hat ausdrücklich die Vorschläge, die ich unterbreitet habe, auch der Öffentlichkeit, für gut und für richtig empfunden und hat das auch bekräftigt in einem persönlichen Gespräch, das ich mit ihm geführt habe. Das ist wahrscheinlich Einseitigkeit einer politischen Diskussion, die wir hier da führen. Dagegen habe ich auch nichts und das verstehe ich auch.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Bürgermeister. Eine konkrete Frage noch, Frau GRin Korosec?

GRin Korosec: Herr Bürgermeister, Sie haben am 9.3. sehr heftig die Kollegiale Führung kritisiert. Diese Dinge der Verschleierung, der Verantwortung und der Verzögerung von Entscheidungen. Ich teile Ihre Auffassung ja völlig. Wir, die ÖVP, hat das auch des Öfteren aufgezeigt. Trotzdem komme ich wieder zur politischen Verantwortung, es hat sich seither nichts geändert. Haben Sie vor das zu ändern?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr. Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Ich darf Sie darauf aufmerksam machen, dass die kollegiale Führung in einem Bundesgesetz festgeschrieben ist, daher kann ich Sie nur darum bitten, dass Sie Ihre politische Verantwortung wahrnehmen und darauf einwirken, dass dieses Bundesgesetz geändert wird. Das würde ich sehr unterstützen, da stehen wir Schulter an Schulter und Seite an Seite.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. 

Noch eine, Frau GRin Korosec?

GRin Korosec: Nach der Stadtverfassung sind Sie als Bürgermeister ja für alles zuständig, also, Sie stehen an der Spitze der Verantwortungspyramide. Bei der Causa Lainz haben Sie am 10.9. erklärt, dass Sie von den Missständen aus der Zeitung erfahren haben, das war 50 Tage später. Herr Bürgermeister! Als Spitze der Verantwortungspyramide, wie sehen Sie da Ihre politische Verantwortung, dass Sie 50 Tage später erst über einen sehr, sehr groben Missstand über die Zeitung informiert werden?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, die Antwort, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr. Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Ich kann nur die politische Verantwortung für etwas übernehmen, was ich in der Tat auch weiß. Ich bin nach den entsprechenden Zeitungsmeldungen des Morgens am Nachmittag von der Frau Stadträtin entsprechend informiert worden und habe unverzüglich, wie Sie an Hand des Zeitablaufes erkennen können, meine Maßnahmen gesetzt.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Keine Frage mehr? Bitte, Herr GR Barnet.

GR Barnet: Herr Bürgermeister! Ohne allzu viele Vorführungen, weil Sie gesagt haben, ich soll Sie nicht unterstützen, obwohl ich es gerne getan hätte, viele Ihrer Ausführungen wären zustimmenswert gewesen. Aber lassen Sie mich daher mit einer Frage beschäftigen, die diese U‑Kommission schon in mehrfachen Befragungen beschäftigt hat.

Das ist nämlich die Frage nicht nur der politischen, sondern auch der verwaltungsrechtlichen Verantwortung hinsichtlich des bereits durch die Rechnungshofeinschau des Jahres 2000 bekannte Nichtvollziehung des Wiener Pflegeheimgesetzes, § 23, Aufsicht über die städtischen Pflegeheime.

In diesem Rechnungshofbericht, den Sie sicher kennen, Herr Bürgermeister, wird ausdrücklich festgehalten – er heißt Reihe 2001/4, aber die Einschau war im Jahr 2000 -, dass diese gesetzliche Pflicht nicht wahrgenommen wird. Ich frage Sie, Herr Bürgermeister, als Vorsitzender des Stadtsenates, kennen Sie diesen Bericht und haben Sie ihn gelesen?

Bgm Dr. Häupl: Ich würde einmal davon absehen, dass Sie wohl das Wiener Sozialhilfegesetz meinen und nicht das Heimgesetz, das gibt es noch gar nicht. Aber das ist egal, wir wollen mit Gesetzen da nicht so genau zitieren, noch dazu bin ich wahrscheinlich am wenigsten geeignet dafür, jetzt den Juristen zu spielen, ich kann das auch gar nicht.

Ja, ich kenne diesen Bericht, ich habe ihn selbstverständlich gelesen, aber ich habe selbstverständlich auch die Gegenäußerungen dazu gelesen, die entsprechend vorgelegt wurden. Und dass die Diskussion, die es hier gegeben hat, zwischen den unmittelbaren Verantwortungsbereichen der Stadt und dem Rechnungshof etwa eineinhalb Jahre, zwei Jahre gedauert hat, dass ist bedauerlich, aber es hat zur Klärung geführt und nachträglich ist die Meinungsübereinstimmung auch hergestellt worden, soweit ich das jetzt sehen kann.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Herr GR Barnet, bitte.

GR Barnet: Das ist sehr interessant. Meine Frage war, Sie haben ihn gelesen. Wer ist formell zuständig für die Beantwortung an den Rechnungshof?

Bgm Dr. Häupl: Das Kollegialorgan des Stadtsenats.

GR Barnet: Dessen Vorsitzender Sie sind?

Bgm Dr. Häupl: Dessen Vorsitzender ich, meiner Erinnerung nach, ich bin, ja. 

GR Barnet: In der Hoffnung, jetzt keine allgemeine Verwaltungsvorschrift falsch zu zitieren, aber ich gehe davon aus, dass bei Beschlüssen eines Kollegialorganes der Vorsitzende dann formell für Ausfertigung und Übermittlung verant-
wortlich ist. Ich denke, dass sind die einschlägigen Bestimmungen EGVG und AVG.

Bgm Dr. Häupl: Ich habe meine Verwaltungsrechtsprüfung als Beamter der Republik geraume Zeit hinter mir, aber ich nehme einmal an, Sie haben Recht.

GR Barnet: Ich nehme es auch einmal an. Unabhängig davon gehen wir davon aus, dass Sie es sind. Daher meine Frage: Nachdem die Beschlussformel - und so wird sie dann im Rechnungshofbericht zitiert - lautet: „Der Wiener Stadtsenat sagt zu, erstens die Überprüfung nach dem Wiener Sozialhilfegesetz zu überdenken und wahrzunehmen.“, aber er sagt, und ich darf das vorlesen, es ist in kursiv gedruckt, das macht der Rechnungshof immer, wenn er wortwörtlich übernimmt, was das geprüfte Organ antwortet: „Bis zum Vorliegen konkreter Ergebnisse werde die MA 47 die Aufsicht nach dem Wiener Sozialhilfegesetz wahrnehmen.“ 

Nun wissen wir aus den einschlägigen Berichten des Kontrollamtes, dass es zumindest für zwei Jahre danach nicht wahrgenommen wurde, diese Aufsicht, weil nach den einschlägigen Berichten null Überprüfungen - ich wiederhole das, null  Überprüfungen - durch die MA 47 erfolgt sind.

Ich frage Sie daher: 1. Was wurde im Anschluss an diesen Beschluss des Wiener Stadtsenates durch welches Organ der MA 47 aufgetragen? 2. Welche Folgen hat jetzt, nachdem Sie es zum wiederholten Mal zur Kenntnis genommen haben, dass diese Überprüfung so, wie zugesagt, nicht stattgefunden hat, welche Rechtsfolgen wird das haben?

Vorsitzender Dr. Körber: Ich bitte um die Antwort, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr. Häupl: Was den ersten Teil betrifft, ist, glaube ich, hinreichend Gelegenheit gewesen, sowohl mit dem Herrn VBgm Dr. Rieder als auch mit der Frau AStRin Dr. Pittermann über diese Frage zu sprechen. Ich verweise auf die einschlägigen Protokolle und habe dem nichts hinzuzufügen.

Was das Zweite betrifft, so bin ich sehr gerne bereit, dem Herrn Vorsitzenden gemäß der Gepflogenheit dieses Untersuchungsausschusses mitzuteilen, was die Rechtsfolgen waren, die eine konkrete Person betreffen, das mitzuteilen, aber ich bin nicht berechtigt – weil ich zwar von der Amtsverschwiegenheit, aber nicht vom Datenschutzgesetz entbunden bin – das hier mitzuteilen.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr GR Barnet, bitte.

GR Barnet: Das ist alles sehr nett, Herr Bürgermeister. Unabhängig davon, dass weder die Frau Stadträtin, noch der betroffene Leiter der zuständigen Abteilung, noch der Herr AStR Dr. Rieder sich immer vollständig erinnern können, frage ich Sie jetzt noch einmal als Vorsitzenden des Kollegialorgans Stadtsenat: Was ist denn nach Meldung oder nach Übergabe einer Äußerung an den Rechnungshof intern erledigt worden? Weil ich gehe einmal davon aus, dass am Schluss des Aktes des Stadtsenates irgendeine Beschlussformel einer internen Erledigung, da wird ja nicht dort stehen, nach Einsicht nichts weiter zu veranlassen oder ablegen oder sonst irgendetwas. Da wird irgendjemand dann das an die einschlägige Behörde, in dem Fall die MA 47, weiter übermittelt haben und das liegt in der Verantwortung des Kollegialorgans Stadtsenat, dessen Vorsitzender Sie sind. Ich frage Sie daher noch einmal: Was ist verwaltungsrechtlich in der Stadt Wien danach geschehen?

Bgm Dr. Häupl: Ich verweise Sie noch einmal auf die diesbezüglichen Aussagen der beiden Stadträte, die Sie befragt haben dazu. Bitte nicht böse sein, selbstverständlich sind Beschlüsse des Stadtsenates für die Verwaltung genau so bindend wie Beschlüsse des Gemeinderates.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Bitte, Herr GR Barnet.

GR Barnet: Ein weiterer Aspekt dieses Rechnungshofberichtes ist die Frage, ob es zur Nichtdurchführung der Kontrolle eine politische Entscheidung gegeben habe? Im Rechnungshofbericht ist es eindeutig als solches normiert. Im Zuge dieser Kommission haben sich alle Befragten zu diesem Sachverhalt auf einmal nicht mehr erinnern können oder wüssten es nicht mehr. Nachdem es eine entsprechende Stellungnahme der Stadt Wien sicher gegeben hat – wir haben sie in Teilen in diesem Rechnungshofbericht drinnen – zu diesen Fragen, frage ich Sie: Was ist denn in den internen Stellungnahmen, die dem Akt des Stadtsenates beigeschlossen sind, zu dieser Frage, Ihrer Erinnerung nach, zur Frage „politische Weisung“ im Akt gewesen?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr. Häupl: Es gibt keine inoffiziellen Akten, die dem Stadtsenat vorgelegt werden, sondern nur offizielle Akte, etwas anderes hat er auch nicht zu beschließen. Ich möchte Sie noch einmal darauf aufmerksam machen, dass die Protokolle dieses Untersuchungsausschusses über das Internet einsichtig sind. Es hat der Herr VBgm Dr. Rieder nicht gesagt, er kann sich nicht erinnern, sondern dezidiert gesagt, er hat keine politische Weisung gegeben. Das ist für mich bindend, ich habe das selbstverständlich auch nicht getan.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Frau GRin Klicka.

GRin Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! In Wien ist es so wie in weiten Teilen Europas, dass vielleicht heute schon qualifiziertes Pflegepersonal zur Betreuung älterer Menschen Mangelware ist und fehlt und die Situation wird sich in den nächsten Jahren natürlich noch verschärfen, da die Gruppe der über 60-jährigen größer wird als jene der unter 60-jährigen. Sie haben Anfang März eine Pflegeoffensive 2010 vorgestellt und ich würde Sie ersuchen, uns Details aus diesem Programm zu berichten.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr. Häupl: Das ist einer jener Punkte, die schon begonnen wurden, weil darauf man nicht mit planerischen, baulichen oder ähnlichen Maßnahmen zu reagieren hat. Hier verweise ich zunächst einmal auch auf die Einführung der Geriatriezulage, die eine sehr wesentliche Voraussetzung war, zu einer entsprechenden Gleichstellung auch zu kommen und zweifelsohne auch einen finanziellen Anreiz bedeutet. Zum Zweiten ist heute schon zitiert worden die Aktivität „Pflege findet statt“, also, der ganze Bereich einer Imagekampagne, der im weitesten Sinn auch dafür werben soll, dass man sich dieser schweren Ausbildung und sich dieses schweren Berufes auch unterzieht und dann tunlichst auch in der Stadt, sage ich jetzt einmal so, im Bereich der Stadt oder Stadtverwaltung, in der Stadt in diesem Beruf auch tätig ist und nicht woanders hingeht. Mit der Situation sind wir auch immer wieder konfrontiert gewesen, sage ich jetzt einmal, ich hoffe, das ist auch so.

Was mir dabei wichtig erscheint ist, dass wir hier kontinuierlich dranbleiben, wie man so schön sagt, das heißt, diese ganzen Aktivitäten kontinuierlich fortsetzen. Wir neigen manchmal ein bisserl dazu, dass wir bestimmte Aktivitäten setzen, Imagekampagnen, Werbekampagnen und Ähnliches, aber dies dann in dem Augenblick, wo man den Eindruck hat, das sei gelöst, bereits wieder einstellt. Die Kontinuität dieser Imagepflege, dieser Imagewerbung wird zweifelsohne eine wichtige Sache dabei sein. Natürlich ist die Grundvoraussetzung dafür, dass die Arbeitsbedingungen, die Arbeitsvoraussetzungen stimmen müssen. Aber das brauche ich wohl nicht extra betonen, über das reden wir die ganze Zeit. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Frau GRin Klicka.

GRin Klicka: In den 80er‑Jahren wurde der Besuchs- und Begleitdienst schon einmal sehr gut ausgebaut, um eben soziale Integration von Menschen bei Erkrankung, Behinderung, dadurch die Kontakte zu anderen Menschen zu fördern. Wie sehen Sie Ihrer Meinung nach die Förderung des Einsatzes von ehrenamtlichen Besuchsdiensten im privaten Pflegebereich, aber auch im stationären Bereich?

Bgm Dr. Häupl: Ich halte das für eine sehr gute Sache, die hier begonnen wurde, wieder begonnen wurde. Denn ein bisserl muss man schon auch daran erinnern, dass es einmal die segensreiche Einrichtung von so genannten Fürsorgeräten gegeben hat, das mag ein sehr antiquierter Begriff sein, ist auch ein sehr antiquierter Begriff, aber die Grundidee scheint mir angesichts des auch von mir angesprochenen Phänomens der Einsamkeit in der Großstadt durchaus keine unvernünftige zu sein. Ich bin daher über diese Aktivitäten, die hier gesetzt wurden, sehr froh. Ich erinnere mich, als die Frau Stadträtin Landauer an mich die Idee herangetragen hat, hier Politiker einzusetzen, nach Gesprächen mit allen Fraktionen man von der Idee abgekommen ist, aber diese Idee der ehrenamtlichen Mitarbeiter dann sozusagen eine diskussionsvolle ... wenn man das im weitesten Sinn so machen kann, ich halte das für sehr, sehr gut. Denn eines der Probleme, wenn man nur das Stichwort Psychosomatik hier anführen darf, ist zweifelsohne, dass sich die Menschen auch entsprechend allein gelassen fühlen. Wenn man dieses lindern kann durch diese Aktivitäten, die hier gesetzt wurden und auszubauen sind, dann halte ich das schon für sehr, sehr gut. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Bitte, Frau GRin Klicka.

GRin Klicka: Ich glaube, es ist ein Anliegen aller Gesundheitspolitiker und Stadtpolitiker, dass ältere Menschen so lange als möglich in der gewohnten Umgebung verbleiben sollen und dass ein erfolgreiches Altern auch ein gewisses Maß an Eigenverantwortung benötigt und die Menschen auch rechtzeitig an den Umbau z.B. im Wohnungsbereich denken. Gibt es dafür auch die Unterstützung der Stadt? Wie wird in Zukunft das Pflegenetzwerk ausschauen, damit Menschen nach Schenkelhalsbruch auch wieder in ihre Wohnungen, möglicherweise nach Hause können?

Bgm Dr. Häupl: Frau Gemeinderätin! Wenn ich das wieder nur stichwortartig beantworten darf. Es wird hier angedacht gemeinsam mit dem Herrn Wohnbaustadtrat eine eigene Schiene der Förderung, auch aus Wohnbauförderungsmittel, in Kooperation selbstverständlich mit dem Fonds Soziales Wien, in Kooperation selbstverständlich mit denjenigen, die mit Geriatrie in der Stadt zu tun haben, um hier jenen Überschneidungsbereich, den es zwischen den älteren, pflegebedürftigen Menschen und behinderten Menschen gibt, zweifelsfrei gibt, auch in die Richtung hin zu lösen, dass die baulichen, die wohnlichen Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass diese große Zielsetzung, möglichst lange in dem eigenen vertrauten Bereich bleiben zu können, auch umgesetzt wird. Ich wiederhole es, die Vorraussetzung dafür ist, dass die Wohnbauförderungsmittel ungeschmälert zur Verfügung stehen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Frau Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender. Herr Bürgermeister! Ich möchte trotz dieses Ausblicks auf die Zukunft schon noch bei der Vergangenheitsbewältigung bleiben. Sie haben gesagt, in Bezug auf Lainz wurden nur 20 % realisiert. Ich habe mir im Kontrollamtsbericht hier die dort vorgenommene Sichtung der Vergangenheit angeschaut und da ist die Rede davon, dass schon 1989 die Spitalsreformkommission ganz klare Vorgaben gemacht hat hinsichtlich der Zukunft der Pflegeheime, hat dort eine Regionalisierung vorgeschlagen, Bezirkspflegeheime und insbesondere die Auflösung des Großheimes Lainz. Es kann doch nicht sein, Herr Bürgermeister, dass Ihnen sozusagen erst angesichts des Kontrollamtsberichtes auffällt, dass da nichts passiert ist, was dem Ziel auch in irgendeiner Weise näher kommt. 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte.

Bgm Dr. Häupl: Frau Gemeinderätin! Berichte einer Kommission sind das eine, Beschlüsse des Gemeinderates möglicherweise das andere. Beschlüsse des Gemeinderates sind selbstverständlich bindend und sind daher wichtig. Und darauf hat sich auch meine Aussage letztendlich bezogen. Und wenn ich mir den Kontrollamtsbericht vergegenwärtige, so ist dieser Kontrollamtsbericht, im hohen Ausmaß begründet er letztendlich auch die These, die ich abgegeben habe, nämlich, dass in Lainz einfach vergleichsweise zur Umsetzung des gesamten Gemeinderatsbeschlusses, nicht Kommissionsempfehlungen, des Gemeinderatsbeschlusses durchaus zurückgeblieben ist, um das einmal so zu sagen, denn bei diesem Gemeinderatsbeschluss und seiner Umsetzung kenne ich natürlich auch die beiden Folgeberichte, die ja entsprechend wiederum beschlossen worden sind im Gemeinderat, daher natürlich auch eine andere Handlungsgrundlage darstellen und in beiden Fällen muss man sagen und kann man daraus auch den Eindruck gewinnen, dass doch ein erheblicher Teil, der Herr Vizebürgermeister beziffert dies mit 80 %, auch umgesetzt wurde. Was hier wahrscheinlich daran erkennbar ist, dass ja die SPÖ das nicht alleine beschlossen hat, die Berichte.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke sehr. Bitte Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Die Grünen haben nicht zugestimmt damals. Sie wissen das. Das war meine Vorgängerin Alessandra Kunz, die im Wesentlichen für den Bereich zuständig war und es hat auch Herr StR Dr. Rieder sehr hellsichtig gesagt, warum sie das nicht getan hat, diese Zustimmung verweigert, weil das Leben für, und das sagt jetzt das Kontrollamt, 70 % aller Bewohner und Bewohnerinnen leben in den großen Heimen, wie Wienerwald und Baumgarten. Also, die Frage, ob sich während Ihrer Amtszeit, jetzt, wenn man zurückblickt, für die was geändert hat, die lässt sich einfach nicht befriedigend positiv beantworten, denn die leben in all diesen Jahren in den bekannten Großheimen, in den bekannten, abgewohnten Langzeitrichtungen unter den bekannten, spitalsähnlichen Zuständen. Und Sie sind ja als Bürgermeister dafür zuständig, dass sich die Lebensqualität einer moderner geriatrischen Versorgung entsprechend für die Wiener auch einmal realisiert. Wie können Sie jetzt sagen, da ist eh viel passiert, wenn sich für 70 % rein gar nichts geändert hat?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr. Häupl: Frau Gemeinderätin! Es tut mir Leid, aber das stimmt so nicht. Denn selbstverständlich hat sich für die Patienten auch in den so genannten Großheimen – wie Sie das nennen – etwas geändert, denn anders wäre es ja nicht möglich, dass verschiedene dieser Veränderungen auch entsprechende internationale Anerkennung gefunden haben. Ich habe kehrum wiederholt zugestanden und mache das, wenn Sie das wünschen, einmal mehr, dass nicht 100 % erfüllt wurde, gerade in Lainz eigentlich noch sehr viel weniger erfüllt wurde, als man das eigentlich erwarten konnte. Nicht zuletzt auf Grund der Beschlusslage, die entsprechend gegeben war. Aber dass sich nichts für 70 % aller zu Pflegenden in der Stadt, seit 10 Jahren nichts verändert hätte, das ist schlicht und ergreifend falsch. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Bitte, Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Das ist offensichtlich eine Einschätzungsfrage, ob man was davon hat, wenn im Stockwerk drunter eine schöne Apalliker-Station ist, für die kann man auch einen Preis kriegen. Das ändert nur nichts für die, die halt einen Stock höher seit vielen, vielen Jahrzehnten in den alten Strukturen leben. Aber ich will mit Ihnen darüber nicht streiten. Das ist eine politische Bewertung und die wir haben sicher anders vorgenommen als Sie. Sie sagen, Kommissionen sind nicht bindend. Offensichtlich sind noch viele andere Dokumente der Stadt für niemanden bindend und werden nur für die Schublade gemacht. StR Dr. Rieder hat in seiner Amtszeit noch einen Pflegeheimplan in Auftrag gegeben und der Frau StRin Dr. Pittermann wurde er vorlegt, niemandem im Gemeinderat zur Kenntnis gebracht, sondern offensichtlich in die tiefste Schublade gesteckt. Auch dort ist gestanden, klar ausgearbeitet und argumentiert, dass die Regionalisierung notwendig wäre, dass die Großheime abgebaut werden sollen und dass moderne Strukturen eingeführt werden sollten. Das ist einfach, sozusagen nach dem Motto: Wir schreiben es für die Schublade, geben viel Geld aus und wir halten uns nicht daran. Kann sich die Stadt so eine Politik leisten? Kostet ja viel Geld, so eine Studie. 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Zeuge.

Bgm Dr. Häupl: Ich gehe davon aus, dass Sie die Frage dessen, ob diese Studie vorgelegt wurde, den Gemeinderatsmitgliedern und nicht der Frau Stadträtin gestellt haben. Ich habe diese Studie selbst nicht gekannt und kann daher diese Frage auch nicht beantworten.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Schauen Sie, Herr Bürgermeister. Es stehen viele gescheite Dinge drinnen. Es hat auch grüne Anträge gegeben, Herr Bürgermeister, die samt und sonders abgeschmettert wurden von der Mehrheitsfraktion, von der SPÖ, z.B. vor einem Jahr im Juni, da war noch keine Rede von der Untersuchungskommission, mit der wir uns heute beschäftigen. Damals haben die Grünen beantragt, eine eigene Teilunternehmung für die Pflegeheime einzurichten, damit sie endlich aus dem Status der armen Verwandtschaft im Krankenanstaltenverbund herauskommen. Das war damals kein Punkt, der irgendjemandem sozusagen nachvollziehbar von Interesse war. Es wurde abgelehnt. Jetzt steht es im Kontrollamtsbericht. Jetzt ist es eine Empfehlung aus Ihrer Verwaltung. Wieso braucht man erfolglose grüne Anträge und Skandale, bis man endlich draufkommt, dass die Grünen Recht haben? 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Bürgermeister?

Bgm Dr. Häupl: Frau Gemeinderätin, es obliegt mir nicht, zu qualifizieren, wie sich die Mehrheitsverhältnisse im Wiener Gemeinderat dann auch darstellen und ich kann daher Ihre Argumentation im Hinblick auf das Abschmettern von grünen Anträgen wohl politisch nachvollziehen, aber nicht als Relevanz hier für diesen Untersuchungsausschuss. Aber anmerken darf ich, dass ich mir eigentlich für die Umsetzung einer grünen Vorstellung, wie Sie sie gerade genannt hätten, Lob erwartet hätte und nicht Kritik. 

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz, noch eine Frage?

GRin Dr. Pilz: Loben werde ich Sie, wenn es diese Teilunternehmung dann gibt. Jetzt liegt sie Gott sei Dank auch bei Ihnen auf der Agenda. Noch was zu Ihren Strukturveränderungsaufgaben: Das Pflegeheimgesetz haben Sie uns angekündigt für die Sitzung Anfang Juli. Wir haben, als es uns in der interfraktionellen Sitzung von der Frau Stadträtin vorgestellt wurde, eingemahnt, dass man den Herrn Pflegeombudsmann rechtlich verankert soll, denn wozu richtet man jemanden ein, der eine wichtige Funktion haben soll, wenn er in dem dazu zuständigen Gesetz keine Verankerung findet. Es ist der Patientenanwalt dort angeführt, aber die wirkliche Bezugsperson für die Menschen in den Pflegeheimen - und Dr. Vogt und sein Team zeigen das ja auch sehr profiliert -, die sind sozusagen jetzt mit einem zeitlich befristeten Vertrag im luftleeren Raum, rechtlich völlig unabgesichert, könnte sein, dass eine künftige Führung im Gesundheitsressort findet, die braucht man nicht, dann war es eine Eintagsfliege. Ist das Ihr Interesse, Herr Bürgermeister, oder wollen Sie das Gesetz noch nachbessern?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte.

Bgm Dr. Häupl: Frau Gemeinderätin, es hat hier einen einzigen Grund. Es ist zu dem Zeitpunkt, wo Sie offensichtlich diese Diskussion geführt haben, nicht klar gewesen und auch mir ist es bis zur Stunde noch nicht ganz klar, ob nicht auf der Bundesebene drei Pflegeanwälte eingeführt werden sollen, installiert werden sollen. Selbstverständlich ist unter solchen Bedingungen, um parallele Strukturen von Bund und Ländern zu vermeiden, eine Diskussion darüber zu führen, ob das sinnvoll ist, dann auf der Landesebene einen Pflegeanwalt zu haben. Das ist der einzige Grund. Wie Sie wissen, kenne ich Herrn Dr. Vogt seit geraumer Zeit, wir haben auch guten Kontakt im Hinblick auf seine Arbeit und ich halte seine Arbeit für ganz ausgezeichnet. Ich stelle ihm das beste Zeugnis aus. Ich habe nicht das geringste Interesse daran, ihn zu einer Ephemeridae werden zu lassen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

GRin Dr. Pilz: Zu einer bitte was? 

Bgm Dr. Häupl: Eine Ephemeridae, das ist eine Eintagsfliege. 

GRin Dr. Pilz: Aha, da habe ich jetzt vor Ihrem biologischen Fachwissen echt kapitulieren müssen. Danke für die Aufklärung. Jetzt habe ich etwas gelernt, Herr Bürgermeister, (Zwischenruf) kann ich jetzt davon ausgehen, (Zwischenruf) - nicht dreinreden. Jetzt rede ich. Kann ich davon ausgehen, Herr Bürgermeister, dass selbst für den Fall, dass die Frau StRin Dr. Pittermann nicht mehr in ihrem Team sein könnte, möglicherweise für die nächste Periode, die Existenz des Teams und des Pflegeombudsmanns gesichert sein wird für die nächste Periode und dass Sie anstreben, ihn rechtlich zu verankern? 

Bgm Dr. Häupl: Das kann ich Ihnen so nicht zusagen. Aber ich kann Ihnen zusagen, wenn es auf der Bundesebene keinen gibt, dass wir selbstverständlich den Pflegeombudsmann weiter auch bei uns haben werden, ihn auch dann rechtlich verankern wollen. Für den Fall, dass es auf der Bundesebene eine entsprechende Pflege-, drei Pflegeanwälte geben, dann werde ich den Herrn Dr. Vogt für eine diese Funktionen vorschlagen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Frau Dr. Pilz. Keine weitere Frage? Bitte, Herr GR Pfeiffer.

GR Pfeiffer: Darf anmerken, Herr Bürgermeister, dass Ephemeriden auch jene Tabellen sind, die den Stand der Gestirne, es heißt eigentlich der Planeten, zu einem bestimmten Zeitpunkt feststellen. (Zwischenruf) Und es scheint offensichtlich auch so zu sein, dass man wahrscheinlich eher aus dem Stand der Planeten horoskopisch wird voraussagen können, wann diese Diskussion zu einem befriedenden Ende führen wird.

Ich möchte noch einmal auf den unsäglichen Prozentsatz zurückkommen aus dem Kontrollausschuss. Es ist eigentlich egal, ob es 20, 25 oder sonstige Prozente waren. Es war deutlich über oder in dem Fall unter 50 %, d.h. nicht einmal die Hälfte, nicht einmal die Hälfte dessen, was in den Gemeinderatsbeschlüssen festgelegt war. Haben Sie entweder gesagt, wurde erfüllt oder haben Sie nicht für möglich gehalten, dass erfüllt wird. Ist eigentlich auch egal, denn Sie sind zuständig dafür, dass es erfüllt wird. Ob Sie es jetzt für möglich halten, dass es nicht erfüllt wird oder ob es nicht erfüllt wurde, ist völlig egal. Erfüllt wurde es nicht. Aber Sie sind der Erste, der eigentlich eine persönliche Verantwortung übernimmt. Das ist einerseits sehr lobenswert, denn bis jetzt haben wir keinen anderen gefunden und das alleine ist schon sehr gut, muss ich sagen. Nur welche Konsequenzen ziehen Sie für sich daraus, dass Sie verantwortlich sind dafür, dass ein erklecklicher Prozentsatz von Gemeinderatsbeschlüssen in dieser Stadt nicht vollzogen werden?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Bürgermeister, um die Antwort.

Bgm Dr. Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Zunächst einmal bin ich dankbar, dass Sie mir die Endlichkeit meiner Bildung vor Augen geführt haben. Man neigt ja ohnehin gelegentlich zu einer gewissen Hybris und daher ist es gut, wenn man auf den Boden bildungsmäßig der Realität wieder zurückgeführt wird. Aber zugegebenermaßen kenne ich mich in der Biologie besser aus als in der Astrologie, nehme ich einmal an. Und nicht in der Astronomie. (Zwischenruf) Na ja, da bin ich mir nicht sicher. Da bin ich mir nicht sicher bei dir. (Gelächter) Was die eigentliche Frage betrifft, so kann nicht wohl von einer erklecklichen Anzahl von Gemeinderatsbeschlüssen, die nicht umgesetzt wurden, nicht die Rede sein, sondern es ist bedauerlicherweise auch die Rede, dass im Geriatriezentrum Lainz ein Gemeinderatsbeschluss, nämlich „Hilfe im hohen Alter“, nicht zu 100 % umgesetzt worden sind, wenn wir uns auf diese Formel dann, letztendlich auch nicht zu 50, nicht umgesetzt wurde, das ist ja auch gar keine Frage. Welche Konsequenzen ich daraus ziehe, über das unterhalten wir uns seit geraumerer Zeit und ich habe versucht, nicht zuletzt auch in jener Sitzung, nämlich nicht nur öffentlich, sondern auch in jener Sitzung eben im Kontrollausschuss, über doch auch diese vorgesehenen 1,5 Stunden zu erläutern, welche strukturellen Konsequenzen ich daraus ziehe. Und ich möchte jetzt nicht das Gremium neuerlich langweilen dann damit, das wird uns ohnehin beschäftigen, das ist gar keine Frage, ohnehin beschäftigen nicht nur Ende Juni, sondern natürlich auch in Folge gesehen, in jedem einzelnen Umsetzungsschritt dabei. Also, ich bitte von da um Dispens. Und personelle Fragen, das sage ich hier noch einmal, habe ich hier nicht zu beantworten und werde ich auch nicht tun.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr GR Pfeiffer.

GR Pfeiffer: Ja, da muss ich dann etwas klarer fragen, ich habe nicht gemeint, Konsequenzen für andere, sondern welche Konsequenzen Sie für sich daraus ziehen, dass Sie Ihrer Verpflichtung etwas zu vollziehen zu lassen, nicht nachgekommen sind, üblicherweise ist das sozusagen knapp über der lässlichen Sünde, würde ich sagen. Allgemein macht man dann Wallfahrten oder Canossagänge oder sonst irgendetwas. Haben Sie sich irgendwas vorgenommen, dass in Hinkunft diese Verwaltung für Sie dahingehen transparent wird, ob sie auch die Beschlüsse tatsächlich vollzieht, denn um das geht es ja in vielen Dingen hier, dass die Dienstaufsicht in allen Bereichen bis hinunter zur Oberschwester des Pavillons nicht wahrgenommen wurde. Haben Sie für sich daraus jetzt Konsequenzen gezogen, dass in Hinkunft Sie auch darüber verstärkt wachen, ob die Verpflichtungen, die jede einzelne Institution hat, auch tatsächlich wahrgenommen wird? Natürlich nicht persönlich, nicht jeden Tag hingehen, das ist mir schon klar, aber ob Sie Strukturen geschaffen haben oder schaffen werden, damit es Hinkunft so ist, dass Sie hier vor einer Untersuchungskommission sitzen müssen und sagen müssen: „Ja, ich übernehme die Verantwortung.“ Sie haben es gleich, wie in vielen anderen Fällen, auch gleich auch für die amtsführende Stadträtin mitübernommen, die offensichtlich die Verantwortung nicht hat, weil die hat sie nicht, die hat sie von sich gewiesen. Aber Sie haben in anderen Dingen ja auch schon sie overrult, also, Sie haben sie jetzt auch verantwortlich gemacht. Die Frage noch einmal: Gibt es jetzt neue Vorgangsweisen oder Strukturen, die Sie von der Peinlichkeit einer solchen Untersuchungskommission in Hinkunft bewahren?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr. Häupl: Herr Gemeinderat! Ich würde eine Untersuchungskommission nicht als Peinlichkeit bezeichnen. Nicht, dass das zu meiner Lieblingsbeschäftigung zählt. (Zwischenruf) Aber ich meine, so peinlich empfinde ich das auch nicht. Das ist schon in Ordnung. Ich freue mich ja, hier den Kollegen Barnet zu treffen, wiewohl ich vielleicht etwas voreilig vorhin da seine Unterstützung zurückgewiesen habe, was ich hiemit auch korrigiere. Ich freue mich über jede Unterstützung. Was die Strukturen selber betrifft, so ist ja der wesentliche Punkt, jetzt nehme ich einmal an, dass niemandem entgangen ist, dass neue Strukturen geschaffen wurden, was die Kontrolle betrifft, nicht nur in dem Sinn verlagert worden sind zur MA 15, sondern dort auch Strukturen entsprechend geschaffen wurden, noch zu schaffen sein werden - noch nicht vollständig umgesetzt -, die gewährleisten, dass diese Kontrolle entsprechend durchgeführt wird. Darüber hinaus sage ich das auch, das ist der wesentliche Kernpunkt bei der ganzen Geschichte, dass, wenn wir festgelegt haben, welche strukturellen, inhaltlichen Konsequenzen dann auch gezogen werden aus dem Kontrollamtsbericht, denn ich erwähne beide Kontrollamtsberichte, auch jene, die der Kontrollausschuss beauftragt hat, dass dort natürlich auch Leute zu suchen sind, insbesondere auch, was den Teilbereich 4 betrifft, die da gewährleisten, dass dies auch und der Auftrag auch entsprechend umgesetzt wird und zwar zu 100 % umgesetzt wird. 

Denn, wie ich gesagt habe, es geht nicht um mein Wohlbefinden oder Nicht-Wohlbefinden bei einem Untersuchungsausschuss, sondern da geht es um die Leute, da geht es um die Betroffenen, da geht es um die Patienten jetzt im weitersten Sinn da dabei und das ist mir das wirkliche Anliegen dann auch dabei, man kann ja daran schon erkennen, was passiert ist, seit ich ein verstärktes Augenmerk auch darauf wende. Ich bitte aber, davon abzusehen oder vielleicht formulieren wir es anders, ich bitte, allfällige Bußgänge, die ich unternehme, mit dem Besuch des Katholikentages bewenden zu lassen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Bürgermeister. Keine weitere Frage? (Zwischenruf) Eine noch, bitte.

GR Pfeiffer: Ja, Herr Bürgermeister, Kommunikation ist offensichtlich sehr schwer. Ich habe auch das nicht so gemeint in dieser Richtung, sondern ich wollte ja von Ihnen wissen, ob Sie in der Hierarchie der Verantwortungslosigkeit, in der Sie jetzt als Einziger bereit waren, Verantwortung dafür zu übernehmen, auch Konsequenzen daraus ziehen, das mit dem Canossagang war natürlich ein Scherz am Rande. Aber es kann nicht schaden, wenn Sie wirklich gläubig sind, wird auch da die Teilnahme am Katholikentag Ihnen durchaus fürpass kommen, würde ich sagen.

Nein, aber ich möchte noch etwas anderes zuletzt wissen. Der gesamte Bereich, um den wir sprechen, Soziales, „Hilfe im hohen Alter“, macht ungefähr 7 % des Gesamtbudgets dieser Stadt aus. Das sind rund eben 650 Millionen Euro. Das ist mehr wie drei Ressorts dieser Stadt, da haben wir Kunst und solche, Stadtplanung und so was zusammengefasst. Das ist ein Riesenbereich mit einer Riesenverantwortung vor allem gegenüber den Menschen. Sie, Herr Bürgermeister, haben eine, ich habe das schon einmal in einer Gemeinderatsrede sagen dürfen, die größte Macht in diesem Land als einzelnes Organ, als Bürgermeister der Stadt Wien, kein anderer hat so eine Machtfülle. Jetzt sind Sie zwar bereit, die Verantwortung zu übernehmen dafür, dass etwas passiert ist, was nicht hätte passieren sollen. Warum, Herr Bürgermeister, sind Sie nicht bereit, die Verantwortung dafür zu übernehmen, dass so etwas nicht mehr passiert in der Form, dass Sie persönlich über ein so ein Ressort, das so wichtig ist auch, und ich meine das jetzt ganz ehrlich und nicht als Herausforderung oder als „facon de parler“, um Sie in irgendein falsches Eck zu stellen oder zu ärgern, sondern warum sind Sie nicht bereit, diese soziale Verantwortung für jene Menschen, die sich wirklich selber nicht mehr helfen können, alte, betagte, behinderte Menschen, die zum Teil dort vegetieren müssen, in diesen noch immer zu mehr als 50% bestehenden 8-Bett-Zimmern mit einem Nachtkasterl und einem Spind, also, so dem Lebensabend entgegendämmern müssen. Warum sind Sie nicht bereit, als Bürgermeister dieser Stadt, die Verantwortung dafür zu übernehmen, indem Sie dieses Ressort führen, ab und zu einmal sehr wohl einen Besuch machen, denn angesagte oder unangesagte Besuche bringen einen Ordnungsdruck, der gewaltig ist. (Zwischenruf) Eine der ältesten Strukturen unseres Landes, nämlich die katholische Kirche, macht auch diese Visitationen regelmäßig und der Herr Bischof schaut sehr gut nach, ob da was passiert oder nicht. Jawohl, wenn man damit rechnen muss, dass jeden Tag der Herr Bischof kommen könnte, Sie können aber noch einen netteren Vergleich haben. (Zwischenruf) Auch der Kaiser.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr GR Pfeiffer, wir besprechen nicht die katholische Kirche hier. (Allgemeines Gelächter.) Ja! (Zwischenruf) 
GR Pfeiffer: Nein. Nur, da bin ich auch sehr dankbar dafür, denn ich glaube nicht, dass sehr viele Kompetenz hätten, dafür zu diskutieren. Aber bitte. (Zwischenrufe) Darum lassen Sie mich, wenn ich es anschaulich mache, lassen Sie es so bestehen. Wir können auch vom Kaiser von Österreich-Ungarn reden. Auch der hat Visitationen gemacht. Dass der Kaiser von Wien das nicht macht, wäre eigentlich schade darum. (Zwischenruf) 

Vorsitzender Dr. Körber: Herr GR Pfeiffer, zurück zum Ernst. Wie ist Ihre Frage?

GR Pfeiffer: Um von der katholischen Kirche wegzukommen, ja, zur Frage. Ich komme schon gleich zur Frage. Es haben sehr viele sehr vieles gesagt heute. Also darf ich auch einmal einen Vergleich bringen. Weil es mir nämlich darum geht und das muss ich schon klar und deutlich sagen, dass Sie Verantwortung übernehmen heißt auch, vor Ort ab und zu einmal Einsicht zu nehmen. Und das hat, sowohl hat die Frau StRin Dr. Pittermann als auch der Herr Generaldirektor ao. Univ.-Prof. Dr. Hauke und auch Sie jetzt wieder bestritten, dass das sinnvoll ist. Und ich meine, es ist sehr wohl sinnvoll und es gehört gemacht. So wie der Harun al Raschid, unter die Leute gehen und schauen, was los ist. Denn sonst haben Sie keine Übersicht (Zwischenruf) und keine Möglichkeit, ...

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Gemeinderat, weder die katholische Kirche noch Märchenfiguren sind hier Gegenstand. (Allgemeines Gelächter.) Bitte, kommen Sie zur Fragestellung.

GR Pfeiffer: Jetzt komme ich zur Fragestellung. Warum? Nein, die Fragestellung habe ich mehrfach gehört. Ich habe sie eigentlich nur noch gesagt. Und Sie hätten Sie ja auch hören können, wenn Sie zugehört haben. Ich habe gefragt, warum der Herr Bürgermeister nicht bereit ist, dieses Ressort zu übernehmen?

Vorsitzender Dr. Körber: Also, bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr. Häupl: Herr Vorsitzender! Ich widerstehe der Versuchung, (Gelächter, Zwischenruf) im Sinne der Gläubigkeit des Herrn Gemeinderates sowohl über die katholische Kirche als auch über „Tausend und eine Nacht“ zu reden, sondern versuche, mich ein bisschen darauf zu konzentrieren, noch einmal zu betonen, angesagte Besuche, haben wir hier nicht aus meinem Munde gehört, haben keine extreme Effizienz im Hinblick auf die Frage der Kontrolle. Ich persönlich sage auch dazu, es ist, wenn der Bürgermeister gleich auch sein eigenes Kontrollorgan ist, das auch kein Zeugnis dafür, dass man besonders effiziente Strukturen hat, denn wenn sich der Magistrat zu Recht und gelegentlich mit einem Unternehmen vergleicht oder verglichen wird mit einem Unternehmen, dann darf ich Sie darauf versichern, dass der Generaldirektor auch nicht gleichzeitig der Controller ist, sondern dass man das im Regelfall vernünftigerweise sehr gut trennt. Also, ich verweise hier noch einmal darauf, es geht mir darum, effiziente Strukturen auch des Controllings zu schaffen. Ich denke, dies ist passiert. Ich denke, das ist auch in Ordnung so. Auch da muss man sich anschauen, wie das dann tatsächlich vor Ort funktioniert. Aber das glaube ich, ist hinlänglich erörtert worden.

Dazu, die Frage meiner Ressortübernahme ist zwar auch nicht Gegenstand hier des Untersuchungsausschusses, aber sei es darum. Nachdem ich politisch argumentiert habe, nachdem ich ohnehin für alles verantwortlich bin, warum soll ich mich dann eines Details im Besonderen annehmen. Das ist der politische Widerspruch dabei. Es gibt natürlich auch einen rechtlichen. Der Bürgermeister kann keine Ressorts übernehmen, das wäre stadtverfassungswidrig.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Noch eine Frage, Herr Gemeinderat? Nicht mehr. Herr Mag. Kowarik, bitte!

GR Mag. Kowarik: Herr Bürgermeister. Es wurde heute schon mehrfach von der Problematik des mangelnden Pflegepersonals gesprochen. Sie haben auch angesprochen die eine Pflegekampagne, die vor kurzem stattgefunden hat. Nun ist ja das Problem nicht ganz neu. Und ich erinnere daran, dass eben auch das Programm „Hilfe im hohen Alter“ schon diverse Forderungen aufgestellt hat. Ich erinnere, dass damals Prof. Rosenmayer eine Personaloffensive gefordert. Er hat eine Aufwertung des Pflegeberufes gefordert und es ist also immer wieder festgestellt worden, aber eigentlich nicht verwirklicht.

Und ich frage Sie, übernehmen Sie die Verantwortung, weil Sie es schon gesagt haben, Sie übernehmen die Verantwortung auch dafür, dass hier jahrelang diese Forderungen von dem Komitee „Hilfe im hohen Alter“ nicht umgesetzt worden sind?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr. Häupl: Herr Gemeinderat! Das würde ich etwas differenziert sehen, denn ich übernehme selbstverständlich die politische Verantwortung dort, wo ich diese Verantwortung auch sehen, auch selbst verspüre und wo mir das auch persönlich Leid tut, dass es zu solchen Erscheinungen gekommen ist, dort, wo ich es nur sehr schwer selbst bestimmen kann oder gar nicht selbst bestimmen kann, ist mir das natürlich sehr viel schwerer möglich, denn wenn man sich die Entwicklung etwa in dem Ausbildungsbereich für die Pfleger anschaut, dann kann man ja erkennen, dass es auch bei einem bestimmten Zeitpunkt einfach starke Rückgänge gegeben hat. Das hängt engstens damit zusammen, das, was man als die gesellschaftliche Anerkennung eines bestimmten Berufes versteht, zu dem Zeitpunkt, und das war noch unabhängig jetzt einmal von der Diskussion, die auch diesen Ausschuss beschäftigt, entsprechend zurückgegangen ist. 

Das mag sein, dass auch die Frage des Einkommens dabei eine Rolle gespielt hat. Ich will das nicht verhehlen. Ist möglich. Ist sicher auch nicht 100%ig auszuschließen. Allein das wird es zweifelsohne nicht gewesen sein. Und es wird daher, das haben wir in anderen Bereichen ja auch, wenn ich etwa an ein uns gemeinsam interessiertes Thema der Polizei und Gendarmerie, also der Exekutivbeamten, denke und wie viel Polizeischüler und Gendarmerieschüler es zurzeit gibt und wie viele es noch vor vier Jahren gegeben hat. Also, mit diesem Problem sind wir ja immer wieder auch entsprechend konfrontiert. Und daher ist da sicherlich auch so was wie ein Neubeginn zu setzen. Aber das hängst engstens mit dem zusammen, wo Sie den Herrn Prof. Rosenberger zitieren. Prof. Rosenberger hat hier nicht von formellen Dingen, wie Werbekampagnen und Ähnlichem gesprochen, sondern Prof. Rosenberger hat sich immer wieder bemüht, ich habe mit ihm selbst auch das Gespräch gesucht und geführt, er hat immer gesprochen von der gesellschaftlichen Anerkennung und der gesellschaftlichen Aufwertung und das ist der Punkt, wo ich schon auf die Gesamtverantwortung auch erinnere. Es ist auch individuelle Verantwortung. Da geht es nicht um individuelle Verantwortung, da geht es nicht um die Verantwortungszuweisung an einzelne Parteien, sondern da geht es um die gesellschaftliche Verantwortung dafür, dass wir uns alle miteinander, egal wo, mit diesen Fragen nicht so beschäftigt haben, dass man sagen könnte, da gibt es in der Tat ein tiefes gesellschaftliches Anliegen, sich der Fragen dessen: „Wie geht die Gesellschaft mit ihren Alten um?“, tatsächlich auch anzunehmen. Das ist das, was Prof. Rosenberger gemeint hat. Und da bitte ich schon darum, das auch so zu sehen, wie er es gemeint und gesagt hat dazu, denn das geht weit über das hinaus, wofür wir ihn eben da ja jetzt unter Umständen interpretationsmäßig vereinnahmen könnten. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Bitte, Herr Magister.

GR Mag. Kowarik: Herr Bürgermeister. Die Feststellung: „Wie gehen wir mit unseren Alten um?“ zieht sich ja wie ein roter Faden durch die verschiedensten Kommissionen und – wie soll ich sagen – Vereinigungen, die sich mit dem Problem der Geriatrie beschäftigen. Auch ist dieses Thema angesprochen worden bei der Gesundheitspolitischen Kommission des Wiener Gemeinderates, die begonnen hat, 1997 zu tagen. 1,5 Jahre getagt hat, mit ganz hervorragenden Vortragenden usw. und von dieser Kommission, da ist übrigens auch also eindeutig und klar festgehalten worden, dass eine bessere personelle Ausstattung für die Pflegenden gefordert werden soll, sowohl Pflege zu Hause als auch in den stationären Einheiten. Und diese Gesundheitspolitische Kommission konnte leider nie zu Ende geführt werden, weil es keinen Abschlussbericht gegeben hat und das wäre sicherlich sehr wichtig gewesen, um zu verhindern, dass eben die Geriatrie und das Gesundheitssystem sich in Wien in eine falsche Richtung entwickelt und auf die Frage, warum es hier keinen Abschlussbericht gegeben hat, hat der Herr Vizebürgermeister festgestellt, dass die Wahl dazwischen gekommen ist. Jetzt ist das natürlich schon sehr interessant, dass durch einen Wahltermin also solche Kommissionen praktisch dann nicht mehr gültig sind und ich frage Sie jetzt nunmehr, ob Sie auch dafür die Verantwortung übernehmen, dass also praktisch diese Sitzungen der Gesundheitspolitischen Kommission eigentlich völlig vergeblich war?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte.

Bgm Dr. Häupl: Also, Herr Gemeinderat. Ich übernehme die politische Verantwortung für den Wahltermin. Aber (Zwischenrufe) - ich bestreite es ja nicht. Ja, ich übernehme die politische Verantwortung für den Wahltermin und das leichten Herzens. (Zwischenruf) Leichter als anderes. Leichten Herzens. Aber ich kann wirklich nicht die politische Verantwortung dafür übernehmen, dass eine Kommission des Gemeinderates dann sozusagen diesen Rechtsbestimmungen zum Opfer fällt, denn ich weiß nicht, was irgendwen daran gehindert hat, diese Kommission nachher ins Leben zu rufen. Also, ich bedauere persönlich das auch sehr und werde sicherlich anregen, dass man diese Kommission wieder ins Leben ruft. 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte.

GR Mag. Kowarik: Na ja, ist vielleicht nicht notwendig. Jetzt gibt es ja diese Geriatriekommission und es besteht nur die Gefahr, dass also hier in Wien ständig Kommissionen eingerichtet werden. Wir lesen es ja auch im Bericht vom Kontrollausschuss. Es wird eine Kommission nach der anderen eingesetzt und dann gibt es keine Ergebnisse bzw. werden die Ergebnisse nicht umgesetzt. Und dass wir die Problematik mit Lainz haben, ist letztendlich darauf zurückzuführen, dass eben weder die Ergebnisse der Kommissionen noch der diversen Gemeinderatsbeschlüsse umgesetzt worden sind. Und da möchte ich Sie jetzt auch weiter fragen. Sie haben es zwar schon angesprochen, aber ich möchte es trotzdem noch einmal in den Raum stellen, es gibt ja hier in Wien diesen Pflegeheimplan, der von KAV und von einer Magistratsdienststelle in Auftrag gegeben worden ist, der sehr eindeutig und klar und wirklich in einer hervorragenden Art und Weise die verschiedensten Vorschläge und Möglichkeiten aufzeigt, wie also hier in Wien im Bereich der Geriatrie Verbesserungen und Strukturveränderungen gemacht werden können. Aber auch dieser Plan ist verschwunden und weder dem Gemeinderat noch sonst jemandem zur Kenntnis gebracht worden. Anscheinend hat ihn der Herr Vizebürgermeister doch gekannt, weil er hat sich ja darauf bezogen auf die Frage mit der Pflegemilliarde, dass in diesem Bericht nur 336 Millionen gefordert werden. Jetzt frage ich Sie, warum haben Sie, wenn Sie sich so für die Gesundheit und für das Gesundheitswesen in Wien interessieren, auch zugeschaut, dass dieser Pflegeheimplan verschwindet?

Vorsitzender Dr. Körber: Herr GR Kowarik. Ich darf bemerken, er ist nicht verschwunden. Er liegt hier. (Zwischenruf) 

GR Mag. Kowarik: Er hätte auch zumindestens bearbeitet und umgesetzt gehört.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, bitte. Aber ich stelle nur fest, dass er vorhanden ist und nicht verschwunden. (Zwischenruf) Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr. Häupl: Also, Herr Gemeinderat, zunächst einmal, ich weiß schon, dass es die Geriatriekommission gibt. Ich gehe nur irgendwie davon aus, dass Gesundheit mehr ist als Geriatrie. Und wenn man sich mit einer sehr wichtigen Frage des Gesundheitswesens beschäftigt, dann könnte ich mir durchaus vorstellen, dass man sich zum Beispiel mit Gesundheitsökonomie beschäftigt. Und zwar nicht nur mit der Spitalsökonomie, sondern mit dem gesamten ökonomischen Bereich. Daher könnte ich mir durchaus auch vorstellen, dass man sich dort damit beschäftigt, wie ist die Rolle der Sozialversicherungsträger in Zukunft. Nicht nur vor dem Hintergrund der Selbstverwaltung, sondern auch vor dem ökonomischen Hintergrund. Und viele andere Bereiche, die es dazu gäbe. Aber es ist nicht meine Angelegenheit, gemeinderätliche Kommissionen anzuregen oder auch nicht. Das obliegt dem Gemeinderat selbst dann auch dabei. Also, so gesehen habe ich mit der Kommission selbst nicht wirklich auch ein Problem dabei. Was diesen Plan betrifft, muss ich leider verweisen darauf, was ich bedauere, dass Sie hier einen Informationsvorsprung vor mir haben. Ich hätte nicht einmal behaupten können, er sei verschwunden, denn ich habe ihn nie gesehen. Und daher haben Sie einen Informationsvorsprung, wo ich mich noch heute beeilen werden, den auszugleichen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Bürgermeister. Bitte, Herr Mag. Kowarik, noch eine Frage?

GR Mag. Kowarik: Ich bedauere, dass Sie also diesen Pflegeheimplan nicht gelesen haben, weil da wären manche Fragen, die Sie jetzt gestellt haben, wären schon beantwortet da drinnen und hätte man vielleicht die eine oder andere Lösung schon. Aber weil wir schon so viel von Kommissionen gesprochen haben, möchte ich noch etwas hinterfragen. Pflegeheimkommission. Da ist ja wiederum eine neue Kommission eingesetzt worden und da gibt es meiner Ansicht nach ein bisschen Unschärfen. Sie haben voriges Jahr, ich glaube im Spätsommer, gefordert oder festgestellt, dass eine Pflegeheimkommission eingerichtet werden wird. Dann haben wir vor kurzem erfahren, dass eine Pflegeheimkommission tatsächlich eingesetzt worden ist durch ein Rundschreiben vom KAV, dem der Vorsitzende der Generaldirektion des KAV angehört, auch der Patientenanwalt und dass das eine Kommission ist, die von Ihnen eingesetzt worden ist. In der Zwischenzeit haben wir aber wiederum erfahren vom Patientenanwalt, dass er bereits einen Bericht vorlegen würde oder könnte, den er allerdings dann nicht gemacht hat und jetzt frage ich natürlich, wenn in Hinkunft diese verschiedenen Forderungen von Ihnen in dieser Art und Weise erledigt werden, dann glaube ich, werden wir natürlich kaum zu einer Lösung dieser Problematik im Geriatriebereich kommen. Und ich frage Sie, ob Sie auch wirklich dafür bürgen können, dass dieser Bericht, so wie also da drinnen steht, dass diese Pflegeheimkommission auch bis zum Sommer noch einen Bericht vorlegen kann?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte um die Antwort.

Bgm Dr. Häupl: Das wird diese Kommission notwendigerweise tun müssen, denn der Bericht ist eine wesentliche Voraussetzung dafür, für die Beschlussvorlagen, die dem Gemeinderat zuzugehen haben, respektive dann in Folge gesehen auch dem Landtag, daher wird das selbstverständlich passieren müssen, dass es bereits einen Bericht gibt, muss ich sagen, finde ich gut. Es wäre natürlich extrem vernünftig, wenn man das irgendwie sagen würde, denn eine Eigenschaft besitze ich nicht, nämlich die des Hellsehens und daher kann ich nur hoffen, dass dies möglichst rasch auch passiert.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Mag. Kowarik, noch eine Frage? Nicht mehr? Danke. Bitte, Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Herr Bürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte zunächst eine Anmerkung, so wie nahezu in jeder Sitzung, zu der Wortmeldung der Frau Kollegin Pilz machen, weil sie immer wieder unvollständig zitiert. Es geht um die Gemeinderatssitzung vom 30. November 1998, wo der Bericht über die getroffenen Maßnahmen zum Programm für den weiteren Ausbau der gesundheitlichen und sozialen Betreuung alter Menschen präsentiert wurde. Dieser Bericht wurde dort mit einer sehr großen Mehrheit, nämlich von SPÖ, ÖVP und dem damaligen Liberalen Forum angenommen. Die Grünen haben nicht deshalb den Bericht abgelehnt, weil sie nicht mit der Vorgangsweise einverstanden gewesen wären, im Gegenteil, damals war die Rednerin die Frau GRin Jerusalem, die darauf hingewiesen hat, der Grund ist, weil es zu diesem Zeitpunkt eben noch kein Pflegeheimgesetz gab, aber sie meinte abschließend, wir hätten unter Umständen gerne zugestimmt, weil wir mit der Vorgangsweise sehr einverstanden sind. Das ist ja auch in der Diskussion im Gemeinderat 1998 auch zum Ausdruck gekommen, wo ja auch darauf hingewiesen wurde, dass zu dem damaligen Zeitpunkt bereits 80 % umgesetzt worden sind. Und wir haben jetzt 2004. Und von 1998 bis 2004, das kann man in den Kontrollamtsberichten ja auch nachlesen, hat es natürlich weitere Umsetzungen gegeben.

Aber ich komme jetzt bereits zur Frage und möchte noch einmal auf das bereits mehrfach angesprochene Personalproblem zurückkommen, das - wie wir wissen - weder ein wienspezifisches noch ein österreichspezifisches, sondern eigentlich ein europaweites Problem ist und es hier auch Untersuchungen von Seiten der Europäischen Union gibt. Herr Bürgermeister, meine Frage wäre: Was sagen Sie eigentlich dazu, dass es auf der einen Seite von Seiten der Stadt Bemühungen gibt, zusätzliches Personal zu finden, die Imagekampagne „Pflege findet statt“ ist ja bereits angesprochen worden, wo es erfreulicherweise sehr viele Interessenten gegeben hat. Aber auf der anderen Seite der ÖVP-Obmann von Wien und Finanzstaatssekretär jenen jungen Menschen, die sich für diesen schwierigen Beruf interessieren, über die Presse ausrichten lässt, dass man sie eigentlich gar nicht braucht. Ich halte das für völlig unverständlich. 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr. Häupl: Also, Herr Gemeinderat. Dieses Unverständnis teile ich. In einem persönlichen Gespräch hat mir der Herr Finanzstaatssekretär, ich füge gleich hinzu, persönliche Gespräche sind bei mir tatsächlich persönliche Gespräche und werden von mir nur dann zitiert, wenn mir das auch erlaubt wurde. Im gegenständlichen Fall darf ich es daher tun. Er hat mir versichert, er sei hier missverstanden worden. Ich weiß zwar nicht genau, was daran misszuverstehen ist, aber ich nehme kehrum auch zur Kenntnis, wenn jemand der Auffassung ist, also, da gibt es zumindest Bereiche, wo sich eine Politik, wie wir sie heute ja vielfach, nicht nur in dem Land, auch in anderen europäischen Ländern sehen, nicht umsetzen sollte. Wie dem auch immer sei, zu einem Zeitpunkt, wo wir uns bemühen, hier einfach junge Menschen dafür zu begeistern, in den Pflegeberuf zu gehen, vor allem natürlich auch in den Pflegeberuf der Altenpflege zu gehen. Das ist ja auch wieder nur ein Teil des Ganzen. Das ist natürlich eine völlig konterkarierende und kontraproduktive Vorgangsweise dazu. Ich bedauere das, vor allem weil es wirklich auch die unmittelbaren Erfolge des Gesamtpflegepersonals, der Gesamtpflegedienste, insbesondere vor dem Hintergrund dessen, dass wir versuchen, die Heimhilfe entsprechend zu verstärken, das fest konterkariert, da sind uns ja zweifelsohne im Laufe gerade der letzten Jahre, wenn ich von 2000 weggehe, durchaus beachtenswerte Erfolge gelungen und da sollte man die Leute nicht demotivieren.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Keine Frage mehr, Herr GR Deutsch? Frau Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Ich muss jetzt auch noch was, Herr Bürgermeister, zu dieser „Kommissionitis“ sagen. Was immer der Herr Dr. Dohr mit seiner Kommission macht, entzieht sich meiner Kenntnis, außer dass es immer noch keinen Bericht gibt, darüber weiß ich Bescheid.

Ich will etwas zur Geriatriekommission sagen, Herr Bürgermeister, das ist nämlich eine gemeinderätliche Kommission und da sitzen unter der engagierten Vorsitzführung der Frau Kollegin Klicka jede Menge Gemeinderäte aus allen Parteien und reißen sich, Herr Bürgermeister, den Haxen aus. Hier diskutieren wir Vergangenheit und wir wollen sie bewältigen, in der gemeinderätlichen Kommission, die sich mit Geriatrie, nicht Gesundheitspolitik im Ganzen, aber mit Geriatrie beschäftigt, da sage ich Ihnen, da bleibt kein Stein auf dem anderen, wenn wir das ernst machen, was wir andenken dort, dort sind gute Experten, dort ist eine gute Moderation und dort ist ein Klima der konstruktiven Zusammenarbeit und ich wäre in meinem jungen politischen Leben, muss ich sagen, fürchterlich enttäuscht, Herr Bürgermeister, fürchterlich enttäuscht, wenn wir jetzt miteinander, und ich hoffe auch, dass diese Stimmung bleibt und dass die Frau Klicka sozusagen uns zusammenhalten kann, dass wir einen guten Vorschlag zusammenbringen, wie es weiter gehen soll und wenn ma unsere Experten und unsere eigenen Erarbeitungen ernst nehmen, bleibt da kein Stein auf dem anderen, in einem sehr konstruktiven Sinn für die Zukunft der Geriatrie in der Stadt. Und wenn jetzt diese Kommission berichtet und wenn es dann einen Beschluss gibt im Gemeinderat, wovon ich ausgehe, und wenn dann nichts passiert, Herr Bürgermeister, dann frage ich mich, wie Sie für die Zukunft Ihre Verantwortung wahrnehmen wollen. Und ich möchte jetzt hier von Ihnen eine Absichtserklärung, was Sie mit dem Ergebnis dieser Kommission unter dem Vorsitz Ihrer GRin Klicka tun werden. 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte.

Bgm Dr. Häupl: Also, liebe Frau Gemeinderätin, da verstehe ich weder Inhalt noch Ton dieser Frage, denn ich habe überhaupt niemals, weder da noch in einer öffentlichen Aussendung noch intern überhaupt niemals die Qualität der Arbeit der Geriatriekommission in Frage gestellt. Überhaupt nicht. Aber sich da herzusetzen und in einem drohenden Ton zu sagen, entweder Sie stellen jetzt einen Blankoscheck aus, dass das alles zu passieren hat von dem, was wir da vorschlagen oder was weiß ich, ich bin zumindest einmal enttäuscht oder sonst irgendetwas. Das kann ich nicht nachvollziehen. Ich kann Ihnen versichern, dass insbesondere dann, wenn es ein Gemeinderatbeschluss auch ist, der selbstverständlich umgesetzt wird und ich persönlich dafür sorgen werde, dass der auch zu 100 % umgesetzt wird. Das ist überhaupt gar keine Frage. Also, eigentlich ist das no na. 

GRin Dr. Pilz: Wenn es diesmal no na ist und nicht wie das letzte Mal und nur 20 % sind, möge es so sein. Und der bedrohliche Ton hat ja nicht Sie persönlich adressiert, Herr Bürgermeister, sondern Prozesse in der Politik, die da heißen, man beschließt was, man macht Kommissionen, man trifft Beschlüsse und dann hoffen wir, dass Gras drüber wächst. So soll es ja nicht sein. Und dann möchte ich doch noch was zu Ihren Zukunftsplänen im Bezug auf die Privatisierung und die Kontrolle sagen. Der Fonds Soziales Wien ist im Moment beauftragt, hier neue Strukturen aufzusetzen und es wird Förderverträge geben, die sowohl im ambulanten Bereich und möglicherweise auch im stationären Bereich hier greifen und es werden Individuen gefördert, die sich Leistungen kaufen. Wenn das so, wie der Herr Kollege Hacker das jetzt illustriert hat, umgesetzt wird, dann verzichtet die Gemeinde Wien auf jegliche Einflussnahme, auf jegliche Kontrolle und auf jegliche Sanktionierung, was die Umsetzung betrifft und ich möchte wissen, Herr Bürgermeister, ob das in Ihrem Interesse ist.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz. Bitte um die Antwort.

Bgm Dr. Häupl: Die Antwort kann da sehr kurz ausfallen. Das kann ich überhaupt nicht nachvollziehen. Überhaupt nicht, weil es den Grundprinzipen der Stadt widersprechen würde, sowohl bei Förderungen als auch bei Leistungszukauf. Ja, selbstverständlich ist die Leistung, die gekauft wird, zu definieren, selbstverständlich ist die Leistungserbringung zu qualifizieren und entsprechend zu kontrollieren, wo die Stadt Wien da auf ihren Einfluss verzichtet bei einer derartigen Vorgangsweise kann ich zu keiner Sekunde irgendwo erkennen.

GRin Dr. Pilz: Herr Bürgermeister, genau deshalb, weil Sie jetzt ein Wort verwendet haben, das dann nicht mehr zutrifft. Es geht ja nicht nur um Leistungen, die für die Stadt zu erbringen sind, sondern um Förderungen, für die sich dann die Person, die zu pflegende Person eine Leistung selber kauft. Das ist eine völlig andere Situation und das Gutachten, das dazu eingeholt wurde, um dem EU-Recht nicht zu widersprechen in der Vorgangsweise, sieht expressis verbis vor, damit man Wettbewerbsklagen vermeiden kann, dass man eben nur anerkennt, Unternehmen, Organisationen anerkennt, die dann Mindeststandards erbringen und die weitere Vertragsgestaltung zwischen dem Individuum, das eine Förderung bekommen hat und sich eine Leistung kauft, und der betroffenen Organisation lauft. Die Gemeinde Wien ist und auch der Fonds Soziales Wien weitgehend völlig raus aus der Kontrolle und aus der Steuerung. Das kann doch keine Politik sein, die Sie wollen.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte.

Bgm Dr. Häupl: Das ist aus meiner Sicht aus gesehen überhaupt keine hinreichende Erklärung, denn selbst wenn es sich nicht um Leistungszukauf unmittelbar durch die Stadt Wien handelt, sondern Förderung, so ist es daher auch überhaupt gar keine Frage, dass so, wie bei allen anderen Förderungen in allen anderen Bereichen natürlich der Fördergegenstand und die Erreichung des Förderzwecks entsprechend kontrolliert werden. Im ärgsten Fall, wenn man das so sagen kann, führt das das Kontrollamt durch, das das auch entsprechend zu prüfen hat. Also, das kann ich beim besten Willen nicht erkennen. 

Eines allerdings habe ich, nehme ich da jetzt mit und höre ich so im Hintergrund heraus. Eines nehme ich mit. Sollte es hier zu Doppelstrukturierungen kommen, insbesondere mit dem Pflegegeld, dann wird man mich überzeugen müssen. Ich formuliere das einmal so.

GRin Dr. Pilz: Ich will ja eh nicht so sehr ins Detail mit dem Fonds gehen, weil das werden wir anderen Ortes diskutieren müssen. Noch was Letztes, Sie sagen, Sie wollen kooperieren mit Privaten. Wie meinen Sie denn angesichts des hohen Defizits, das für den Krankenanstaltenverbund durch die Betreibung der Pflegeheime zwingend der Fall ist. Manches vielleicht nicht so zwingend, weil man könnte, so hat das Kontrollamt ja festgestellt, ein Drittel der Ärzte sind im Nachtdienst im GZW und im GZB entbehrlich, also, es gäbe Einsparungspotential, aber wenn ma einmal davon absehen, so wird es doch noch so sein, dass die Sache, die Pflege ein Zuschussbetrieb bleibt, wie wollen Sie denn Private gewinnen, hier sich zu engagieren und sozusagen in diesem Defizitgeschäft einzusteigen?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, das ist eine konkrete Frage.

Bgm Dr. Häupl: Das ist auch eine wesentliche Frage, die es dabei gibt, denn das erinnert mich ein bisschen an die Diskussion, die heute ja auch noch zu führen ist, dass man plötzlich einen Kauf von irgendetwas, sei es Aktien, sei es Liegenschaften über die Medien auch ankündigt, das hat den Riesenvorteil, dass der Kurs steigt und die Liegenschaften teurer werden, wenn man eine solche Vorgangsweise wählt, ich bitte daher da um Verzeihung, dass ich jetzt im, detailreich PPP-Modelle oder alternative Finanzierungsmodelle dann dafür nicht erläutern werde. Allerdings... (Zwischenruf) 

Vorsitzender Dr. Körber: Wie man Private gewinnen will, war die Frage Herr Dr. Serles. (Zwischenruf) 

Bgm Dr. Häupl: Das, was ich jetzt da angespielt habe, (Zwischenruf) Wirtschaftsseite des Kurier, heute zu lesen. Wo man Aktienkäufe da drinnen findet. (Zwischenruf) 

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Dr. Serles, lassen Sie den Zeugen antworten. Bitte! 

Bgm Dr. Häupl: Es hat mit dem Gegenstand auch nichts zu tun, diese Anspielung. (Zwischenruf) Es heißt, es hat mit dem Gegenstand ja nichts zu tun, daher bitte ich da um Verständnis dafür. Natürlich ist es vordergründig so, dass man PPP-Modelle bei Defizitgeschäften nicht a priori entwickeln kann, aber Ähnliches würde ja auch für andere Bereiche gelten, z.B. Straßenbau, noch mehr Eisenbahnbau. Defizite im Bereich Spitalswesen oder im Bereich Pflegewesen sind ja nur vordergründig welche, denn natürlich müssen diese Leistungen, die hier erbracht werden für die Gesellschaft, natürlich auch öffentlich abgedeckt werden, sei es durch die Sozialversicherung, als auch über die Beiträge der Arbeiternehmer und der Arbeitgeber bzw. auf der anderen Seite durch die Beiträge aus der öffentlichen Hand und so gesehen können Sie sicher sein, dass ich darauf achte, dass es eben nicht zu einer Finanzverlagerung von der öffentlichen Hand zu Gunsten von privaten Gewinnen kommen wird, denn das würde nicht dem Sinn der Sache da entsprechen und dann würde es in der Tat für die öffentliche Hand auch noch teurer werden. Sehr wohl aber ist es interessant bei der Frage z.B. der Kosten für die Errichtung von Heimen oder anderen Einrichtungen dabei, sehr wohl aber ist es natürlich dann auch interessant, wenn man diese Kooperationen insbesondere mit den, ich habe es bereits mehrfach genannt, vertrauten Partnern auch durchführt, die restlichen Sozialeinrichtungen sind also nicht gewinnorientiert, wie das Kolping ist, wie das die Caritas ist, wie das Volkshilfe ist oder ähnliche Einrichtungen. Ich bin da sehr offen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Keine Frage mehr, Frau Dr. Pilz? Frau GRin Korosec, bitte. 

GRin Korosec: Herr Bürgermeister! Sie haben gesagt, die MA 15 ist neu organisiert und es ist genügend Personal vorhanden, um die Kontrollen durchzuführen. Ganz konkret, wie viele Personen sind für die Kontrollen der städtischen Geriatrieheime aber auch der privaten vorhanden?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte!

Bgm Dr. Häupl: Das ist jetzt ähnlich wie in einer Fragestunde des Gemeinderates. Da bitte ich um Dispens. Ich reiche das aber gerne nach. Meines Wissens ist eine einzige Frage noch offen, nämlich die Frage eines Juristens, ein Posten für einen Juristen, das ist aber angesichts der Anzahl der Juristen in der MA 15 ein wahrscheinlich leicht zu lösendes Problem. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Bgm Dr. Häupl: Aber ich reiche es nach.

GRin Korosec: Herr Bürgermeister! Ist mit einem Geriatriekonzept zu rechen? Und wenn ja, bis wann? Und wenn Sie jemanden beauftragt haben, wen haben Sie beauftragt? 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr. Häupl: Also, ich habe, wenn man so will, viele beauftragt, denn es geht ja nicht darum, dass ich jetzt das große Gscheiterl gesucht habe und finde, der sich hinsetzt und dieses Konzept auch entsprechend schreibt. Das ist gerade, was die Geriatriefragen betrifft, eigentlich so was wie eine Gesamtaufgabe, die auch vom Magistrat wahrzunehmen ist und zwar entlang jener Positionen, die Sie kennen, entlang jener Positionen, die ich in der Öffentlichkeit gesagt habe, entlang jener Positionen, die ich im Kontrollausschuss entsprechend dargestellt habe, die ich im Gemeinderat versucht habe, auch entsprechend darzustellen, und die wir heute zumindest ansatzweise auch diskutieren und die natürlich auch in der Geriatriekommission diskutiert werden, denn selbstverständlich geht die Arbeit der Geriatriekommission ja nicht spurlos an dem Ganzen vorüber, sondern es wäre auch da sinnlos, Parallelstrukturen auch entsprechend aufzubauen. Dass es dazu im Hintergrund, so wie bei der Geriatriekommission, im Hintergrund natürlich auch entsprechende Tätigkeiten der Verwaltungsbeamten gibt, aber auch anderer, die hier Entsprechendes beitragen, kann nicht nur aus dem KAV sein, sondern auch aus anderen Bereichen, es liegt wohl auf der Hand und wird sich dann, so gehe ich einmal davon aus, in seinen Eckdaten und seinem Grundgerüst auch zu einem entsprechenden Beschluss des Gemeinderates Ende Juni führen.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte. Keine Frage mehr? Herr Barnet, bitte.

GR Barnet: Herr Bürgermeister! Schlagfertig ist bekanntlich nicht nur, wer fünf Minuten später noch einmal dasselbe gefragt wird, sondern Sie haben, das gestehe ich Ihnen gerne zu, eigentlich schon die ganze Zeit - und das beeindruckt mich als einfachen Leopoldauer Vororte-Gemeinderat - natürlich nicht nur, sondern die von Ihnen zuerst gemachten Aussagen sind für mich, im Gegensatz zu manchen Magistratsabteilungen oder Angehörigen des Stadtsenates, natürlich unmittelbarer Auftrag, um das zu tun, was Sie gesagt haben. Ich habe mir daher die Mühe gemacht und das Protokoll nachgelesen, von dem, was der Herr Vizebürgermeister Dr. Rieder zur Frage Rechnungshofbericht ausgesagt hat. Ich weiß, das ist vielleicht unangenehm, weil man immer wieder mit diesem Teil kommt, aber die Fragen bleiben einfach offen. Und zwar insofern, und daher darf ich Sie noch einmal ersuchen, dazu Stellung zu nehmen, als er - und Sie haben mich ja gebeten nachzulesen, was er gesagt hat - sich dabei darauf in seiner Aussage bezieht, dass seine Amtstätigkeit geendet ist, bevor der Rechnungshofbericht vorgelegen ist.

Jetzt kann man das in umfassender Sicht beleuchten. Erstens, der Rechnungshofbericht trägt

das Datum November 2001, die Ausfertigung. Seine Amtszeit endet am 14. Dezember 2001*), zumindest in dem für mich gültigen gregorianischen Kalender kommt der November noch vor dem Dezember, ohne das jetzt astrologisch oder, wie auch immer, astronomisch zu beleuchten. (Zwischenruf) Aus meiner Sicht war er zu dem Zeitpunkt noch Stadtrat. Jetzt gibt es nur die Möglichkeit - oder Amtsführender für diesen Bereich - jetzt gibt es die Möglichkeit. Selbstverständlich, Kollege Deutsch. Sie brauchen nicht den Kopf schütteln. Jetzt gibt es nur die Möglichkeit, dass der Postweg vom Rechnungshof in den Magistrat so lange dauert, dass es sich bis zum 14. Dezember nicht ausgegangen ist. Das dürfen wir. (Zwischenruf) Nein, 2001. (Zwischenruf) Nein, da steht - dann tut es mir Leid, Kollege Deutsch. Da im amtlichen Protokoll steht 2001 und ich muss mich leider auf das beziehen, was da drinnen steht. Ich muss mich leider auf das beziehen, was da drinnen steht. (Zwischenruf) Ja, ihr braucht´s ja nicht so schreien. Jetzt regt´s euch doch nicht so auf. 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, lassen wir die Diskussion. Wenn ein Schreibfehler ist, so wird das korrigiert werden. 

GR Barnet: Unabhängig von der Frage bleibt natürlich, wann der Stadtsenat das beschlossen hat. Und der Stadtsenat, wann hat es denn der Stadtsenat beschlossen, Herr Bürgermeister? Wissen Sie noch die Stellungnahme? 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte.

Bgm Dr. Häupl: Ich bitte wirklich um Dispens. Ich habe mich im Zusammenhang mit den Geriatriefragen um Wichtigeres zu kümmern, als mich an genaue Daten jetzt unmittelbar zu erinnern, aber ich bin völlig überzeugt davon, das sich das Datum für die Beschlussfassung des Stadtsenat leicht aus den Protokollen des Stadtsenats eruieren lässt.

GR Barnet: Das heißt, ich brauche den Antrag gar nicht zu stellen, dass uns die entsprechenden Unterlagen aus der Beschlussfassung des Stadtsenats einschließlich aller Aktenteile davor und danach in diesem Zusammenhang übermittelt werden, sondern Sie als Bürgermeister garantieren uns das selbstverständlich sowieso und werden uns das zukommen lassen in gesamter Form. 

Bgm Dr. Häupl: Nein, Herr Gemeinderat, da irren Sie, denn ich lasse mich auch durch die Hintertüre nicht zum Amtsmissbrauch verführen. Bitte beantragen Sie es.

GR Barnet: Danke. Das tue ich sowieso gerne. Aber erst im Anschluss. Herr Bürgermeister, Sie erlauben mir trotzdem noch. (Zwischenruf) Ist der Kollege Wagner am Wort, Herr Vorsitzender?

Vorsitzender Dr. Körber: Sind Sie noch am Wort?

GR Barnet: Ja, ich bin schon noch am Wort, außer...

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, dann bitte stellen Sie Ihre Frage.

GR Barnet: Ich weiß es ja nicht. Aber ich habe ja nur gewartet, bis der Kollege Wagner fertig ist. 

Vorsitzender Dr. Körber: Sie haben das Wort.

GR Barnet: Herr Bürgermeister, zur Frage bekannt werden all dieser Umstände. Die Frau StRin Dr. Pittermann hat in ihrer Aussage vor dieser Untersuchungskommission unter anderem gesagt, dass zu Beginn eine Kampagne geführt worden sei durch die Medien und durch andere Personen, die sie nicht bezeichnen wollte. Eine dieser Medienaussagen im Zusammenhang mit dieser Kampagne stammt vom 10.9.2003 aus der Ihnen und allen bekannten Zeitung die „Neue Kronen Zeitung“. Sie werden dort unter anderem zitiert mit – ich hoffe, das stimmt jetzt, man weiß ja nicht, ob alles in der Kronen Zeitung stimmt, was Sie sagen ​-, dass Sie erst aus der Zeitung von den Missständen erfuhren und Sie in ziemlich gedrückter Stimmung waren. Das ist kein wörtliches Zitat, sondern eine indirekte Rede. Also, wir alle hoffen, dass diese gedrückte Stimmung, sie nicht so lange gehalten hat, sondern dass die zum Glück schon wieder besser ist. Aber Sie. und wieder indirekte Rede, Ihnen wird unterstellt, dass Sie sagen, Sie hätten zwei Monate lang und „Ich habe die Affäre nicht erfahren.“, weil es die Stadträtin für sich behalten habe. Ist die Ihnen da zugeschriebene Aussage in der Kronen Zeitung so getätigt oder ist das falsch?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr. Häupl: Also, ich bedanke mich sehr herzlich bei Ihnen, Herr Gemeinderat, dass Sie sich um meine Befindlichkeit so sorgen, insbesondere was meine Stimmung getrübt oder aufgehellt betrifft. Ich bin Ihnen dankbar, werte das als eine fast emotionell positive Zuwendung, die Sie mir da entgegen bringen, allerdings hoffe ich auch hier, dass es nicht allzu anhaltend ist, diese Zuwendung da dabei. Was den eigentlichen Ablauf betrifft, so ist die Chronologie der Ereignisse ja etwas, was vermutlich jetzt mehr als ein halbes Jahr diskutiert wurde und dass zwischen dem Zeitpunkt des Einlangens des Berichtes der MA 47 und dem Zeitpunkt meiner Information etwas mehr als ein Monat vergangen ist, ist ein ja nicht zu verheimlichendes und von mir aus gar nicht gewollt zu verheimlichendes Faktum. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Bitte.

GR Barnet: Sind Sie der Meinung, dass diese Medienkampagne der Frau Stadträtin geschadet und Ihnen genützt hat, so wie es die Kronen Zeitung ein paar Tage später schreibt, indem Ihre Umfragewerte im gleichen Zeitpunkt in die Höhe

gehen und ihre hinunter?

Bgm Dr. Häupl: Herr Gemeinderat! Die Kommentierung von Berichten der Kronen Zeitung ist wahrscheinlich nicht meine Aufgabe hier, außer der Herr Vorsitzende belehrt mich eines anderen.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja. Herr Barnet, ich glaube, dass das nicht mehr durch das Beweisthema gedeckt ist, dass seitens Ihrer Fraktion beantragt wurde, da heißt es (Zwischenruf) „institutionelle Mängel in Wiener Pflegeheime“. Also, die Mängel in Wiener Pflegeheimen haben mit der Stimmungslage des Herrn Bürgermeisters nichts zu tun. (Gelächter, Zwischenruf)
GR Barnet: Herr Vorsitzender! (Zwischenruf) Ich gebe Ihnen da vollständig Recht. Ich war nur der Meinung, nach dem, was der GR Deutsch vorher zur gesamten politischen Entwicklung gefragt hat, hätten wir den Herrn Bürgermeister auch noch fragen können, was das heutige, das morgige oder das gestrige Wetter mit der Situation der Pflege in Wien zu tun haben könnte. Aber ich unterwerfe mich dem natürlich, Sie haben völlig Recht, es hat nichts mit dem Gegenstand zu tun, aber es war eine interessante Antwort. Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke dann, Herr Barnet. Haben Sie noch eine sachliche Frage? (Zwischenruf) Ist hier noch eine Frage? Dann Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Gerne. Es ist noch eine kurze Nachfrage. Herr Bürgermeister, haben Sie sich schon, da waren Sie für mich nicht ganz klar, über Konsequenzen im Bezug auf die Unternehmung Krankenanstaltenverbund, in Bezug auf Reorganisation oder Neustrukturierung Gedanken gemacht, soll es diese Teilunternehmung Pflegeheime nach Ihrer politischen Bewertung geben und soll es weiterhin die Struktur der kollegialen Führung oder meinen Sie, dass die Führung in einer Hand eine sinnvollere Struktur wäre?

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz. Bitte, Herr Bürgermeister um die Antwort.

Bgm Dr. Häupl: Frau Gemeinderätin! A): Es soll eine Teilunternehmung 4 geben. B): Die Frage der kollegialen Führung, wiederhole ich noch einmal, ist eine Frage, die im Bundesgesetz festgeschrieben ist, was allerdings nichts mit meiner Meinung zu tun hat. Ich habe mich auf der einen Seite an das Bundesgesetz zu halten, auf der anderen Seite bin ich selbstverständlich der Auffassung, dass ein derartiges Entscheidungsgremium eine ungerade Zahl haben sollte und die Zahl 3 ist zu groß. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Bitte.

GRin Dr. Pilz: Danke schön. Das finde ich supergut, dass Sie jetzt am Schluss sagen, dass es eine 4. Teilunternehmung gibt, das freut mich sehr. (Zwischenruf) 

Bgm Dr. Häupl: Entschuldigung, ich unterbreche Sie ja höchst ungern. Aber genau das habe ich auch im Kontrollausschuss schon gesagt und auch vorher. Also, der Newswert kann nur gering für Sie sein. (Zwischenruf) 

GRin Dr. Pilz: Wissen Sie, das ist ja fast so wie mit der Pflegemilliarde. Die haben wir auch schon oft gehört und wir hoffen, dass sie sich wirklich in echtem Geld dann auch abspielt. Jetzt haben wir es im Protokoll und haben es amtlich. Es wird eine 4. Teilunternehmung geben. 

Meine allerletzte Frage ist nur eine sachliche Aufklärung, inwieweit hat Sie die FPÖ gerade zum Amtsmissbrauch angestimmt? (Zwischenruf) 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte um die Antwort.

Bgm Dr. Häupl: Indem ich aufgefordert wurde, Protokolle weiterzugeben, ohne dass ich die Berechtigung dazu habe. (Zwischenruf: Ich habe Sie gefragt ...) Ja, richtig. (Zwischenruf)  Und ich habe geantwortet. 

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz hat eine Frage gestellt und die wurde beantwortet. Bitte, Frau Dr. Pilz, noch etwas? (Zwischenruf) Danke. Bitte, Herr GR Pfeiffer, Sie haben sich jetzt zum Wort gemeldet.

GR Pfeiffer: Danke, nur ganz kurz. Das mit der kollegialen Führung stimmt natürlich nur, solange die Pflegeheime der Stadt Wien als Krankenanstalten geführt werden. Sollte das nicht der Fall sein, was eigentlich sehr sinnvoll wäre, dann käme die Frage dann schon wieder aufs Tapet, ob man nicht eine einheitliche Führung dieser kollegialen Führung vorziehen sollte.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte.

Bgm Dr. Häupl: Das wirft ja nicht nur die Frage auf, sondern das erscheint mir fast als eine entschiedene Frage zu sein, dass dort, wo wir das selbst regeln können, auch so regeln, wie wir das in unserem Sinne auch verstehen. Aber ich habe nicht umsonst die Differenzierung vor etwa zwei Stunden gemacht, als ich sagte, ich spreche von krankenanstaltenähnlichen Strukturen für die besonders schweren Pflegefälle dabei, weil ich nämlich sonst in diese Diskussion der kollegialen Führung hineinkommen würde. Und daher habe ich das auch entsprechend unterlassen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Bürgermeister. Keine weitere Frage, Herr GR Pfeiffer? Herr Dr. Serles, Sie wollten noch etwas fragen? Bitte.

GR Dr. Serles: Ja, Herr Bürgermeister, ich möchte am Schluss dieser Diskussion noch einmal zum Beginn dieser Diskussion zurückkommen. Sie haben ganz zu Beginn dieser Diskussion gesagt, dass Sie die Verantwortung für die Pflegemängel in Lainz übernehme. Ich begrüße das, weil Sie sind, wie gesagt, der erste Politiker, der dafür eine politische Verantwortung übernimmt. Jetzt weiß ich schon, dass es hinsichtlich der Konsequenzen des Wahrnehmens von politischer Verantwortung ein breites Spektrum von Möglichkeiten gibt. An dem einen Ende steht sozusagen der Rücktritt dessen, der politisch für Fehler verantwortlich ist und abgestuft sozusagen auf dieser Werteskala gibt es eine Fülle von Konsequenzen, die man aus der Tragung von politischer Verantwortung ziehen kann. Jetzt frage ich, Herr Bürgermeister, und deswegen habe ich Sie ja auch nicht danach gefragt, Sie werden als Ergebnis der Pflegemängel in Lainz nicht zurücktreten. Sie haben uns auch nicht gesagt, und ich frage das auch nicht mehr nach, wann die Frau StRin Dr. Pittermann über Ihren Wunsch zurücktreten kann. Ich frage Sie auch nicht mehr, wie lange der Herr StR Dr. Rieder noch in, Ihrem Team angehören wird und ich habe es zwar versucht, aber keine Antwort bekommen und daher muss ich mich heute zumindest damit zufrieden geben. Ich frage Sie daher nicht noch einmal, wie lange der Herr Generaldirektor ao. Univ.-Prof. Dr. Hauke noch Ihrem Team angehören wird.

Ich frage Sie aber am Schluss dieser heutigen Verhandlung in der Untersuchungskommission, stelle ich Ihnen ganz bewusst eine Frage, Herr Bürgermeister, weil auch das ein Ausdruck von politischer Verantwortung ist. Werden Sie sich bei den BewohnerInnen des Pavillon I in Lainz, wo nachweislich Pflegemängel passiert sind, zumindest persönlich entschuldigen?

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Dr. Serles, danke. Sie haben alles gesagt, was Sie nicht fragen. Aber bitte, eine Frage haben Sie gestellt. Darf ich um die Antwort bitten?

Bgm Dr. Häupl: Also, ich bedanke mich für die Nicht-Fragen, die Sie gestellt haben, von denen ich Ihnen lediglich die erste sofort und reinen Gewissens auch beantworten könnte. Alle Übrigen haben ich schon hinreichend abgehandelt. Aber was nun die Frage der Entschuldigung betrifft, so werde ich bei jenen, die in der Tat geschädigt wurden, werde ich das gerne tun, vor allem nämlich vor dem Hintergrund des Wissens, des gesicherten Wissens, das wir nunmehr durch die Kontrollamtsberichte auch haben. Das werde ich gerne tun, weil hier fühle ich mich auch persönlich gesehen dazu verpflichtet. Aber ich hoffe, dass sich auch all jene entschuldigen werden, die mit Dingen in die Öffentlichkeit gegangen sind, die nachweislich nunmehr durch die Kontrollamtsberichte falsch gewesen sind. Und die Verunsicherung, die hier bei Patienten, hier beim Personal auch hineingetragen wurde, die ist eine annähernd so schlimme, als wie das, was nun in der Tat auch von meiner Seite her als entschuldigungswürdig dabei anerkannt wurde. Also, ich hoffe sehr, dass wir uns das, was sich tatsächlich belegbarerweise, durch die Kontrollamtsberichte belegbarerweise, abgespielt hat, zu Herzen nehmen und in Zukunft unsere Vorhaben zu 100 % auch umsetzen. Aber ich hoffe umgekehrt auch, dass man daraus lernt, dass man mit den Sorgen und Ängsten der Menschen, gerade älterer Menschen, etwas behutsamer und sorgfältiger umgeht, als das vielfach in der politischen Alltagspolemik auch zum Tragen gekommen ist.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Sie haben keine weitere Frage mehr? Dann kann ich das als Ihr Schlusswort betrachten. Wenn keine weiteren Anträge bezüglich der Zeugenvernehmung sind, dann danke ich, Herr Bürgermeister, für Ihr Erscheinen. 

Ich habe hier einen Antrag vorliegen seitens GR Barnet, Dr. Serles und Mag. Kowarik. Es möge beschlossen werden, es mögen alle Akten und Unterlagen der Stadt Wien im Zusammenhang mit der Rechnungshofeinschau des Jahres 2000 hinsichtlich der Wiener Pflegeheime, Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes, Reihe Wien 2001/4, einschließlich des Aktes des Stadtsenates und allfällige Erledigung im Bereich des Magistrates übermittelt werden. Begründung: Durch die Aussagen verschiedener Zeugen in der Untersuchungskommission besteht ein gravierender, bis dato nicht klärbarer Unterschied zu den eindeutigen Ausführungen des Rechnungshofberichtes, dieser kann nur durch die Vorlage der im Antrag bezeichneten Unterlagen geklärt werden. So der Antrag, mit dem ich nunmehr zu einer Abstimmung schreite. Wollen Sie vorher noch ein Wort dazu sagen? Bitte.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Antrag ist wesentlich weiter gehender als Sie ursprünglich vorhin diesen Antrag angekündigt haben. Ich glaube nicht, dass es notwendig ist, alle Akten und Unterlagen der Stadt Wien hier anzufordern, nämlich im Zusammenhang mit der Rechnungshofeinschau, es ist Ihnen ja vorher in der Begründung ausschließlich um den Tätigkeitsbericht und um den Akt des Stadtsenates gegangen. Ich glaube daher, dass in diesem umfassenden Antrag es also nicht zielführend ist und halte es auch nicht für notwendig. Wenn man sich darauf verständigen kann, nämlich um diese eine Frage zu klären, der Kollege Serles hat völlig richtig vor einigen Sitzungen gesagt, man soll die Untersuchungskommission nicht mit Unterlagen zuschütten, das möchte ich in diesem Zusammenhang noch in Erinnerung bringen, also, wenn es darum geht, diesen einen Punkt zu klären, dann soll man den Rechnungshoftätigkeitsbericht, sofern er ohnehin nicht vorhanden ist, anfordern und die Äußerung des Stadtsenates, diesen einen Punkt, den Sie auch vorhin angesprochen haben. 

Vorsitzender Dr. Körber: Das heißt, Sie würden dem Antrag in dieser Fassung nicht zustimmen, jedoch in einer eingeschränkten Fassung? Bitte.

GR Barnet: Herr Kollege Deutsch, wenn ich es für Sie auch noch präzisieren darf. Es steht ja hinsichtlich der Wiener Pflegeheime, die Reihe Wien 2001/4, da gebe ich Ihnen gerne Recht, befasst sich auch mit anderen Einschauen im Bereich der Stadt Wien. Diese sind natürlich vom Antrag nicht umfasst, weil ich ausdrücklich die Wortfolge hinsichtlich der Wiener Pflegeheime hineingeschrieben habe. Ich muss da aber schon noch ergänzen, weil Sie sagen jetzt, es gehe nur um den Akt des Stadtsenates. Der Akt des Stadtsenates hat sicher Vorakten, Ergänzungen, Erledigungen im Nachhinein, was auch immer. Und um diese geht es sehr wohl. Es geht nämlich um die Frage, ob dann in der vorliegenden oder in der nachliegenden Aktenlauf irgendjemand, wer auch immer, das konnten wir hier nicht klären, auf Grund der Aussagen der Zeugen, die auch widersprüchlich zu dem, was der Rechnungshofbericht sagt, eine Kanzleianordnung, eine Weisung, was auch immer, getroffen haben, wer diesen Beschluss des Stadtsenates und der ist nicht so, wie der StR Dr. Rieder sagt, interpretierbar, weil ein Rechnungshofbericht ist ja kursiv und eindeutig zitiert, nämlich, dass ab sofort die MA 47 diese behördliche Aufgabe wahrnehmen wird, wer das dann aufgetragen hat. Es gibt ja nur zwei Möglichkeiten. Es hat niemand der MA 47 aufgetragen, dann hat irgendjemand seine Pflicht als Mitglied des Stadtsenates verletzt. Oder es hat sehr wohl ein Mitglied des Stadtsenates den Beschluss so vollzogen, wie es uns heute der Herr Bürgermeister auch deutlich gesagt hat, dann aber trifft die Verpflichtung einen Angehörigen der Stadtverwaltung im Magistrat, weil er eine solche Anordnung nicht wahrgenommen hat. Und es geht nur um die Frage und das kann ich nicht alleine aus dem Beschluss des Stadtsenates heraus oder aus dem Rechnungshofbericht lesen, sondern nur aus allfälligen Vorakten oder Erledigungen, aber ich bleibe dabei, Wortfolge hinsichtlich der Wiener Pflegeheime, nicht die gesamte Rechnungshofeinschau.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Barnet, kurz zunächst einmal eine Bemerkung. Wenn Sie sagen, es mögen alle Akten und Unterlagen der Stadt Wien im Zusammenhang beigeschafft werden, dann ist (Zwischenruf), ja, aber dann ist trotzdem der Ausdruck „alle Akten“ für die Vorsitzenden und die Geschäftsstelle nicht durchführbar, weil alle Akten ohne Bezeichnung der Akten, jeder Akt hat eine Aktenzahl, bitte. (Zwischenruf) Ja, aber eine ... (Zwischenruf) Ich würde meine, dass eine Modalität gefunden werden sollte, konkreter zu werden, welche Akten beizuschaffen sind. (Zwischenruf) 

GR Barnet: Herr Vorsitzender, ich weiß nicht, ob Sie schon einmal beteiligt waren an einer Rechnungshofeinschau, ich gehe grundsätzlich davon aus und möchte Sie auch nicht belehren, nachdem ich mehrere Rechnungshofseinschauen in der öffentlichen Verwaltung über mich nicht ergehen lassen musste, sondern ihnen gerne gefolgt bin, ist das üblicherweise so, dass der Rechnungshof zuerst ankündigt, eine bestimmte Einschau vorzunehmen. Darüber wird erstmalig der Akt angelegt bei der betreffenden Dienststelle. 

Vorsitzender Dr. Körber: Ich komme gleich weiter darauf zurück.

GR Barnet: Darf ich das noch zu Ende ausführen? (Zwischenruf) Weil Sie wollen ja wissen, was ich haben will oder wollen Sie es nicht wissen? (Zwischenruf) 

Vorsitzender Dr. Körber: So, Herr Bürger-meister, ich glaube, Sie können sich empfehlen, weil wir besprechen da diese Sache mit den Akten noch weiter. Aber Ihre Mitwirkung ist zu diesem Behufe nicht nötig. (Zwischenruf) 

So, bitte! Ich glaube, Herr Deutsch, es ist an Ihnen das Wort, sich zu dem Thema „Aktenbeischaffung“ zu äußern. Vielleicht findet sich eine Modalität, dass man das, wie Sie gemeint haben, etwas konkretisiert und auch kanalisiert.

GR Deutsch: Ja. Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Antragsteller hat den Antrag noch einmal präzisiert und ist eigentlich von der ursprünglichen Intention des Antrages aus meiner Sicht nicht abgegangen. Ich sehe auch nicht die widersprüchlichen Aussagen, über die Sie jetzt berichtet haben, daher würde ich meinen, diesen Antrag abzulehnen.

Vorsitzender Dr. Körber: Gut. Also, wenn ich dann zur Abstimmung schreite. Noch eine Wortmeldung? Bitte, Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Ja. Herr Vorsitzender! Für den Fall, dass es a) legitim ist und legal ist, diese Akten vorzulegen und b) klar ist, dass alle Akten sich auf die Pflegeheime beziehen und nicht auf das ganze Kompendium, stimmen wir zu.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie sind Zustimmer. ÖVP zustimmend. Auch Zustimmung und ich stelle fest die Ablehnung seitens der SPÖ-Fraktion, ist daher mehrheitlich der Antrag abgelehnt. (Zwischenruf) Bitte. Haben Sie. (Zwischenrufe) Die Abstimmung wurde vorgenommen und damit ist eine weitere Diskussion überflüssig. (Zwischenruf)
Ich stelle fest: Sitzungsende um 12.33 Uhr. Wir haben über den nächsten Sitzungstermin bereits in der Kommission gesprochen. Es ist der 24. Juni 2004.
(Ende um 12.33 Uhr)

